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Vorwort. 



Die kleine Abhandlung, welche hier dem Drucke ül 
wird, ist die erweiterte Bearbeitung eines Vortragea, den 
Orientierung über diese spezifisch moderne Rechtsmaterie 
juristischen Gesellschaft in Zürich gehalten habe. Bei der . 
Prüfung des schweizerischen Gesetzesentwurfs überzeugte i( 
dass noch verschiedene Verbesserungen daran geboten sein 
und ich gebe mich der Hoffnung hin, dass die beratenden Ii 
der Bundesversammlung auf die einzelnen Punkte Rücksicht 
werden, bevor sie das Gesetz definitiv erlassen. 

Durch diese Publikation suche ich aber auch die 
technischen und juristischen Kreise, die sich fiir die ele 
Kraft interessieren, sowie das grosse Publikum auf den C 
entwurf aufmerksam zu machen, damit alliallige Verheaa 
noch rechtzeitig vorgeschlagen werden können. Die Bei 
nämlich scheint mir nicht unzeilgeniäss, dass die Kritik 
zu einer Zeit hervortreten sollte, da noch die Möglichkeit 
Änderungen anzubringen, auf dass ein solides und gerechtei 
entsteht. Und da meine wissenschaftlichen Baustellen dem m 
Privatrechte gewidmet sind, erachte ich es als meine Pflicl 
die erst in Sicht stehenden Normen zu beleuchten und 



: vorliegenden Materie war es nat 
lehrreich, in der vorberatenden t 
lit den Technikern aus dem Gebi 
i aibeiten. Und ich habe den Eiiidn 
jesetze in ihrem Gehalte und in ih 
innen würden, wenn auch in Zuku 
rlagen überhaupt in ähnhcher Wt 
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Im Deutschen Reiche und in der Schweiz sind Gesetzesentwürfe 
ausgearbeitet worden, welche sich auf ein specifisch neues Stromrecht 
beziehen: auf die elektrischen Stark- und Schwachstromleitungen. Es 
dürfte nicht uninteressant sein^ die gesetzgeberischen Bemühungen hier 
kurz zu beleuchten, die Hauptgedanken mitzuteilen und auf diese Weise 
zu weiterer Diskussion anzuregen. Nur durch eine Erörterung der 
Fragen von technischer und juristischer Seite ist es möglich, hier zu 
richtigen Resultaten zu gelangen. Es lässt sich nicht leugnen, dass 
man Elektrotechniker sein sollte, um mit vollem Verständnis über die 
juristischen Fragen, die mit der Elektrizität zusammenhängen, zu reden ; 
umgekehrt aber sollte auch der Techniker Jurist sein, wenn er seiner- 
seits ein massgebendes Urteil über die Rechtsfragen dieses Special- 
gebietes abgeben will. . Und man fühlt eigentlich hier aufs neue recht 
lebhaft, wie schlimm es ist, dass wir keine encyklopädischen Köpfe 
haben, allein der Zauberstab einer genialen Universalität fehlt uns allen 
heutzutage. Und so muss man auch als blosser Jurist es wagen, unter 
dem Vorbehalte, von andern ergänzt zu werden, an die Sache heran- 
zugehen. 

Der deutsche Gesetzesentwurf zeichnet sich durch eine überraschende 
Kürze aus: er bezieht sich auf eine einzige Frage, nämlich auf die 
Bestrafung der widerrechtlichen Entziehung fremder elektrischer „Arbeit". 
Er ist dem deutschen Bundesrate übermittelt worden, und er besteht 
aus zwei Artikeln, die ich hernach im Wortlaute eitleren werde. 

Anders ging die Schweiz vor. Der Bundesrat arbeitete Entwürfe 
aus (vergl. Schweizerisches Bundesblatt 1899 III S. 786—822): 

1 . zu einem Gesetze betreffend die elektrischen Schwach- und Starkstrom- 
anlagen (bestehend aus 60 Artikeln), 

2. zu einem Bundesratsbeschlusse betreffend allgemeine Vorschriften über 
elektrische Anlagen (bestehend aus 128 Artikeln), 

3. zu einem Bundesratsbeschluss betreffend Vorschriften für die Erstellung 
der Stromleitungen der elektrischen Bahnen (bestehend aus 38 Artikeln). 

Natürlich ist es nicht möglich, alle Einzelfragen hier zu erörtern, 
zu welchen die beiden Gesetzesentwürfe Anlass bieten, — es handelt 



sich mehr um eine Art Bestirnt derjenigen Gesichtspunkte, welchen eine 
besondere praktische Bedeutung zukommt.') Aber die elektiiache Kraft, 
welche dem neuen Jahrhundert wohl die besondere Signatur aufdrücken 
wird, verdient es wirklich, dass man sich ernsthaft mit ihr beschäftigt,^) 
Eine überaus dringliche Aufgabe der Gesetegtbt ng ist es, die Frage 
der Konzessionierung der Waaserkrafte in der gewarnten Schweiz nach 
einheitlichen Grundsätzen zu ordnen, — naturgeniäss aber wird sie in 
dem vorliegenden Gesetzewentwurfe nicht geregelt: dies ist ein Gegen- 
stand für sich. Ein geradezu bejammernswerter Zustf.nd aber entstellt 
jetzt, wenn man sieht, dasB über die so wichtigen Wasserkräfte in den 
Kantonen disponiert wird zum Zwecke der Gewinnung elektrischer 
Krälte, ohne dass jür ein Vorgehen nach einheitlichen Prinzipien gesorgt 
würde. Auf diese Weise entsteht eine planlose Praxis und eine schwere 
Präjudizierung der Zukunft, welche absolut verhindert werden sollte. 
Es ist nicht zu übersehen, dass hier weitgehende öffentliche Interessen 
in Frage hegen, die sich namentlich auf das Verkehrswesen, auf die 
Flusskorrektionen, auf den Schutz von Regalien beziehen. Tcli meine 
daher, es wäre dringend notwendig, dass die Kantone wegen dieser 
Materie zusammentreten und unter Anleitung von Technikern und Juristen 
ein Normalformular auszuarbeiten hätten, nach welchem in Zukunft die 
Konzessionen erteilt würden. Einen achtbaren Anfang machte auf dem 
kantonalen Gebiete die Regierung von Graubünden, die ein „Schema zu 
einem Konzessionsvertrag für Gewinnung elektrischer Kraft aua den 
Wasserläufendes Kantons Graubünden" zu Händen der Gemeinden (1899) 
entwarf. Dieser Gedanke ist auszuweiten und auf das Gebiet der Schweiz 
zu tibertragen, — vielleicht könnte das eidgenössische Justiz departement 
die Frage aufgreifen, um als Vermittler für jene Konzentration zu 
dienen. Jedenfalls ist es die höchste Zeit, um hier zu handeln, wenn 
nicht die Rechte des Staaten sorglos preisgegeben werden wollen^) 

') loh darf wohl im allgeniemen auf meine Brosohüre ^Die elektritiCheii Staik 
und SchwachstromaalageD und die Gesetzgebung" (Zürich 18<)3) rei'weisei Weitere 
Litleratur habe ich in meiner Schnft „Instituhoncn ikr vergleichenden Re htswissen 
Bchftfl" (1898) 8. 174 — 176 verzeichnet ÄeueeleDB erschien die Schritt eines ila 
lieniechen Juristen U Pipia „L elettnoitik nel diritto" (Milano 1900) 

') Beiläufig gesagt findet die Elektrizität neben der Erzeugung ron Kraft und 
Licht auch Anwendung zur Erzieluug cbemiacher Reaktionen 

3) Vgl. auch D Bezzola „Iber Reohtsi erhaltniiie sn dffen Hieb en Wa «»erlaufen 
mit specieller Bezugnahme auf seh» eizerische Rethtszustdnde' Zürich Diaeertation 
189S S. SB— «il. 



Die Definition der Schwach- und Starkstromleitungen und die 
Abgrenzung gegen die Hausinstaitationen. 

Schon bei dem Taufnamen der vorliegenden Gebilde beginnen die 
Schwierigkeiten, und doch erscheint es als unbedingt notwendig, die 
Schwachströme von den Starkstiömen zu unterscheiden und eine Grenz- 
aussteckung vorzunehmen. Was ist hier entscheidend? Kommt es an 
auf die verfügbare Energie oder die Spannung? Es war in der Schweiz 
beantragt worden, folgendermasaen zu definieren: 

Seh wachs tromanlagen sind solctie, bei welchen die höchste Betriebs- 
spannung 100 Volt Gleichstrom nicht übersteigt. 

Die Starkstromatilagon sind solche mit höheren Spannungen ; sie zer- 
fallen in : 

a) Anlagen mit Niederspannung, bei welchen die höchste Betriebsspannung 
1000 Volt Gleiühatrom oder 1000 effektive Volt Wechselstrom nicht 
überschreitet. 

b) Anlagen mit Hochspannung, welche die in Lit. a genaimten Spannun- 
gen überschreiten. 

Der tiefere Sinn dieser Definitionen liegt natürlich darin, dass man 
von der Annahme ausgeht, es gebe gewisse Leitungen von geringer 
Spannung, die ungefährlich seien, die dann nicht unter besondere 
Normen gestellt werden müssten. Allein ea ist die Beobachtung gemacht 
worden, dass schon Leitungen mit weniger als 100 Volt Spannung u. U- 
gefährlich sind, — aucli diese also können unter die Starkstromanlagen 
fallen. So entsteht der Zweifel, ob das Kriterium die verfügbare 
Energie oder aber neben der letztern nicht auch die Spannung in 
Betracht zu ziehen sei. Angesichts dieser technischen Dissonanzen 
kam der schweizerische Oesetzesentwurf davon ab, den Unterschied 
zwischen Schwach- und Starkstromanlagen im Gesetze durch Zahlen 
anzugeben, und man wählte nun eine Bezeichnung allgemeiner Natur. 
Auf diese Weise erklärt sich 
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Art. 2. Als Schwachstromanlagen werden solche angesehen, bei welchen 
keine Ströme auftreten können, die für Personen oder Sachen gefährlich sind. 

Als Starkstromanlagen werden solche angesehen, bei welchen Ströme 
benützt werden oder auftreten können, die unter Umständen für Personen 
oder Sachen gefährlich sind. 

Art. 3. Unter die Bestimmungen dieses Gesetzes fallen alle Schwachstrom- 
anlagen, welche öffentlichen Grund und Boden oder Eisenbahngebiet be- 
nützen oder zufolge der Nähe von Starkstromanlagen zu Betriebsstörungen 
oder Gefährdungen Veranlassung geben können. 

Art. 13. Unter die Bestimmungen dieses Gesetzes fallen alle Starkstrom- 
anlagen, welche öffentlichen Grund und Boden oder Eisenbahngebiet benützen 
oder zufolge der Nähe von andern elektrischen Anlagen, welche diesem 
Gesetze unterliegen, zu Betriebsstörungen odor Gefährdungen Veran- 
lassung geben können. 

Diese Bestimmungen scheinen mir nicht annehmbar zu sein: sie 
machen den Eindruck der Unklarheit und des Mangels der Träcision, 
und im Grunde sagen sie und definieren sie nichts. Nach meiner 
Meinung sollten sie zum allerwenigsten durch eine gewisse Exempli- 
fizierung illustriert werden. Bei den Schwachstromanlagen könnte man 
parenthetisch hinzufügcm : Telegraphen , Telephon , Signalapparate, 
elektrische Uhren und ähnliche Einrichtungen. Bei den Starksti-om- 
anlagen Hesse sich sagen: Arbeits- oder Kraftübertragungen, Beleuchtungs- 
einrichtungen und ähnliche. Ich hatte dies schon in der vom Post- und 
Eisenbahndepartement einberufenen Kommission angeregt, allein es wurde 
dann gefunden, die Erklärung in der „Botschaft" dürfte genügen, 
indessen ist dieses Argument deswegen nicht durchschlagend, weil man 
die Botschnft nicht immer neben dem Gesetze hat. Auf der andern 
Seite ist es richtig, dass speciell die Starkstrom anlagen in Art. 38 und 
38^'* des projektierten Bundesratsbeschlusses betreffend allgemeine Vor- 
schriften über elektrische Anlagen genauer bezeichnet werden. Ja diese 
Vorschriften (jetzt Art. 35 und 36) sind durch einen Bundesratsbeschluss 
vom 7. Juli 1899 in Kraft gesetzt worden (Eidgenössische Gesetzes- 
sammlung N. F. XYIT S. 234). Im Gesetzesvorschlage findet sich die 
aus dem schweizerischen Pabrikrecht herübergenommene Bestimmung, 
dass der Bundesrat endgültig darüber zu entscheiden hat, ob eine 
elektrische Anlage zu der einen oder andern Klasse gezählt werden 
müsse. Darnach würde auch hier den Civilgerichten die Beurteilung 
dieser Frage^ entzogen und ausschliesslich der Exekutionsbehörde über- 
lassen. Und zwar würde auch in dieser elektrischen Materie die Ent- 



Scheidung des Uundesrates nicht etwa als eine verwaltungsrochtliche 
oder polizeiliche angesehen werden dürfen; in präjudizieller Weise würde 
sie dem gerichtlichen Urteile vorausgehen. 

Eine weitere Vorfrage, die mit den besprochenen Definitionen zu- 
sammenhängt, ist sodann die: welche Stellung soll den elektrischen 
Hausivstaltationm eingeräumt werden ? Daninter fallen die elektrischen 
Einrichtungen in Iläunern und Dependanren, die sich beziehen auf 

1. die Beleuchtung, 

2. die Wärmeerzeugung (z. B. für Bügeleis<en), 

3. medizinische Apparate, 

4. Kleinmotoreu (Nähmaschinen, für Kleinmechanik, Uhrcnniacber u. a. w.), 

5. Laut werke. 

Sicht unter die Haus Installationen aber fallen die Transformatoren, 
die ausnahjnsweise in Hiiuaer gestellt werden. Die elektrischen Haus- 
installationen wei'den nach dem schweizerischen Oesetzesentwurfe einer 
Special behandlung unterstellt und zwar in folgenden Richtungen: 

1. nie sind dispensiert von der YerpH ichtun g, dem Bundesrate Plan- 
vorlagen einzureichen (Art. ll>,3); 

2. sie sind begünstigt bezüglich der Kontrolle. Vgl. Art. 27, der 
folgendermaaseu lautet: 

Die in Abschnitt IV vorgesehene Kontrolle erstreckt »ich nicht 
auf die HausinstaHationen. Dagegen werden die elektrischen Untec- 
tiehmungeii verpflichtet, sich über die Ausübung einer solchen Kontrolle , 
beim Stark ström inspektorat ituszmveisen, und es soll diese Kontrolle 
einer Nnchprüfung unterzogen werden. 

Damit ist auch Art. 18 am Ende zu vergleichen. 

3. sie werden befreit von derjenigen exccptionellen Haftpflicht, 
welche das öesetz gegenüber den Bchwach- und Starkstrom- 
anlagen aufstellen will. Art. 43 beatiniuit: 

Die Haftpfliehtbestimmungen des Abschnittes V finden keine 
Anwendung auf elektrische Hausinstallationcn. 

Mit andern Worten: es soll hier das gewöhnliche Dundes- 

priyatrecht (Obhgationen recht) gelten. 

Das neu in Sicht stehende Bundesgesetz benützt die Gelegenheit, 

das bestehende Gesetz betreffend die Erstellung von Telegraphen- und 

Telephonlinien vom 26. Juni 1889 (N. F. XI S. 256) abzuändern. Es 

ist nämhch allgemein anerkannt, dass dieses Gesetz in zu einseitiger 
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die Interewsen des Bundes im Auge hat, — namentlicli bezielit 
es auf Art. 10 den (.Hesetzes, welcher das Verhältnis ordnet 
n der staatlichen Telegraphie und Telephonie und den neuen 
chen Privatunternehmungen. So kommt es, dasa die wichtigen 
1 jenes Geaetzea von 1889 in das neue Gesetz herubergenommen 
(an die Stelle des Art. 10 tritt Art. 18) und dass das Gesetz 
lufgehoben wird (Art. 59). 
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II. 

Die staatliche Kontrolle der Stark- und Schwachstromleitungen. 

Der schweizerische Gesetzesentwurf geht davon aus, dass es eine 
besonders dringliche Aufgabe sei, die elektrischen Anlagen einer sorg- 
fältigen Kontrolle zu unterwerfen, weil die elektrischen Einrichtungen 
mit grossen Gefahren verbunden sind.') Auch herrscht Übereinstimmung 
darüber, dass die Kontrolle bestehen muss 

1. bezüglich der Anlage 

und 

2. bezüglich des Betriebes (der regulären Instandhaltung). 

So bestimmt denn Art. 1, dass die elektrischen Starkstronianlagen 

■ 

neben den Schwachstromanlagen der Oberaufsicht des Bundes unter- 
worfen werden. Es scheint, dass viele Starkstromanlagen unsorgßlltig 
und ungenügend gebaut sind und nicht recht unterhalten werden. Ich 
verweise in dieser Beziehung auf die Stimme eines unabhängigen 
Technikers: Böchtoldj der in der Schweiz. Bauzeitung 1894, No. 25, 
S. 165, folgendes ausführt: 

Bei den meisten Starkstromanlagen lässt der Unterhalt zu wünschen 
übrig. Solche Linien unterstehen eben nicht der fortdauernden Über- 
wachung und geregelten Kontrolle, wie beispielsweise die Telegraphenlhiie 
längs einer Eisenbahn. Es steht vielmehr zu befürchten, dass schon aus 
Ersparnisrücksichten solche Leitungen, trotzdem sie vermöge ihrer elek- 
trischen Eigenschaften eine Gefährdung mit sich bringen, nach Inbetrieb- 
setzung ihrem Schicksal überlassen bleiben , bis Störungen und • Unfälle 
eintreten. Und solche Leitungen haben wir leider schon in der Schweiz 
und zwar auch längs öffentlicher Strassen und Wege. 



^) Aus dem kleinen Rechtsgebiete, das mir zunächst liegt, will ich nur eine 
Thatsache hier anmerken. Der Kommiasionsbericht für die Prüfung des Rechen- 
schaltsberichtes des Zürcher Regierungsrates über das Jahr 1898 (vom 15. Nov. 1899) 
erwähnt, dass für die jährliche Untersuchung der Blitzableiter 22,000 Fr. ausgegeben 
werden. Damit werde wohl etwas zu viel gethan. Dann wird ausgeführt: noch mehr 
Sm'gfalt sollte der Kontrolle der elektrischen Installation geschenkt werden. 



ch ist (!S «rt'enbar eine crfiathafte Pflicht des 
;r Personen und des Eigentums einzuschreitei 
lärt sich: 

Vorschrift des Art. l6, woniach vor Ausführung 
in Vorlagen eingereicht werden und vom Eisenbai 
nigung erhalten müssen. Da die staatlichen Sehwachstrome 

interessiert sind, so muss auch ein Bericht der Telegraphen- 
ngeholt werden. Aufgrund bestimmter praktischer Erfahrungen 
n der Kommission (Protokoll der Schlusssitzung, Bern 1899, 
.ntragt zu bestimmen: 

e Genehmigung darf nicht verweigert werden, weil eine Ver- 
;ung über die KoHteiiverteilung nach Art. 1 8 nicht erzielt wurde. 
M-iV' dann, wie es scheint, übersehen, diesen aiigetioinmenen 
i\ Gesetze einzuverleiben. 



r Bunde^riit wird die erforderlichen Vorschriften zu thunlichster 
idung der aus dinii Bestände der Starkstronian lagen und aus deren 
iiientreften mit Kchwai^hstroinaidagen resultierenden Oefahren und 
ijungeii aufstellen, 

eae Vornchrifteii haben zu regeln die Erstellung und die Instand- 
5 sowohl der IScli wachst roman lagen als iler Starkstremanlagen, die 
r l'arallclfilhrung und bei der Kreuzung elektrischer Leitungen 
«ch und die bei der Parallelführung und bei der Kreuzung elek- 
r Leitungen mit Eisenbahnen zu treffenden Massnahmen, die Parallel- 
g elektrischer Leitungen mit Eisenbahnen, sowie die Erstellung 
c Instandhaltung elektrischer Bahnen im besondeiTi. 

'. ','0. Hier wird „tme ständige Kommission für elektrische 
lOrgesehen, der die Aufgabe zufällt, die vom Bundesrate zu 

Vorschriften für die Erstellung und Instandhaltung der elek- 
iliigeu zu hepitackten. Daneben aber soll die Kommission eine 
llung einnehmen bezüglich bundesrätlicher Entscheidungen in 
liete, 

ici' vorgesehene begutaclitende Instanz ist fiir uns ueu, sie 
T auch tu Fninkreich auf Grund eines Gesetzes vom '25. Juni 
loncernant Tetablissement des conducteurs d'energie electrique 

abgedruckt iui Journal telegniphique XIX, p. 185: vergl. 
laire du 5 Septembre ISüS, relative ä lapplication de la toi 
I lf*l>r» im Journal telegr. XXIII, p. i;i-l und Instruction 
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technique daselbst, p. 137). Eine gleiche Einrichtung wird auch in Italien 
vorgesehen, wie sich aus dem jüngst erschienenen Buche von XJ. Pipia 
ergiebt: L'elettricitä nel diritto, p. 318 („consiglio permanente superiore 
di elettricitä"). 

Schon aus den vielen Verweisungen in Art. 20, in denen die Begut- 
achtung der ständigen Kommission eingeholt werden muss, geht hervor, 
dass ihr später eine erhebUche Bedeutung zukommen wird.^) Die Ver- 
weisung auf Art. 60 (Bestimmung betr. die Bekanntmachung und Zeit 
der Wirksamkeit des Gesetzes) ist irrig. 

4. Art. 21. 

Die Beaufsichtigung der elektrischen Anlagen und die Überwachung 
des guten Zustandes derselben ist Sache ihrer Besitzer (Eigentümer, 
Pächter u. s. w.). 

Auch die Beaufsichtigung und der Unterhalt der elektrischen Leitun- 
gen, welche sich auf Bahngebiet befinden, sind vom Besitzer derselben 
zu besorgen, und es ist daher dessen Beauftragten zu diesem Zwecke das 
Betreten des Bahngebietes unter Voranzeige an die Bahnorgane gestattet. 

Art. 2'i^ Die Kontrolle über Ausführung der in Art. 15 erwähnten 
Vorschriften wird übertragen : 

1. für die Schwachstromanlagen, mit Ausnahme der privaten Schwach- 
stromleitungen der Starkstromanlagen und für die Kreuzung der Schwach- 
stromanlagen mit Starkstromleitungen dem Post- und Eisenbahndepar- 
tement (Telegraphenabteilung) ; 

2. für die elektrischen Eisenbahnen mit Inbegriff der Bahnkreuzungen 
durch elektrische Starkstromleitungen und der Längsführung solcher 
neben Eisenbahnen, dem Post- und Eisenbahndepartement (Eisenbahn- 
abteilung) ; 

3. für die Starkstromanlagen mit Inbegriff der elektrischen Maschinen einem 
vom Bundesrate zu bezeichnenden Inspektorate für Starkstromanlagen. 

Es ergiebt sich aus Art. 22, dass hier keine einheitliche Kontrolle 
vorgesehen ist. Vielmehr sind folgende Organe kompetent: 
a) die Telegrapheninspektion, 
h) die Eisenbahninspektion, 
c) das Starkstrominspektorat. 



^) Gerade mit Rücksicht auf die in Aussicht genommene Errichtung einer 
ständigen Kommission, deren Ansicht in so vielen Fällen einzuholen ist, kann ich es 
an meinem Orte nicht förmlich missbilligen, dass z. B. in Art. 58 dem Bundesrate 
auch eine Strafkompetenz eingeräumt wird, obschon man sagen kann, dass diese 
Strafjustiz in der Bundesverfassung nicht vorgesehen ist. Es sollte aber auch hier 
die Begutachtung der Kommission reserviert sein. 
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Dazu kommt: 

d) das Fabrikiiispektorat, !>oweit es sich um elektrische Anlagen 
handelt, die mit Fabriken zusammenhängen und 

e) ein Organ für die Xachprüfiing bei Hausinstallationen (Art. 27 
sagt nicht welches). 

Es lässt sich nicht bestreiten, dass hier etwas viel inspiziert wird 
und dass es da leicht so gehen konnte, wie dem Patienten, um dessen 
Krankenbett so viele Mediziner stehen, dass er vor lauter <^rdinationen 
stirbt. Indessen will ich darüber nicht weiter reden. Dagegen ist es 
sehr wichtig, hier zu betonen, dass luit dem Inspektorat für Starkstrom- 
anlagen höchst wahrscheinlich das schon bestehende Inspektorat des 
schweizerischen elektrotechnischen Vereins betraut werden wird. Der 
liundesrat sprach schon anlässlich des Kreisschreibens vom 13. Dezember 
1897 in besonders anerkennenswerter Weise vom Schweiz, elektrotech- 
nischen Vereine und von den durch ihn aufgestellten „Sicherheitsvor- 
schriften über den Bau und Betrieb elektrischer Starkstromanlagen" 
(datiert von 1896). Der gleiche Verein arbeitete 1897 auch ein Regulativ 
des technischen Inspektorats für elektrische Starkstromanlagen aus, sowie 
eine „Anleitung zur Rettung eines vom elektrischen Strom Betäubten". 
Es ergiebt sich daraus zweifellos, dass der genannte Verein erhebliche 
Verdienste in unserer Materie hat, weswegen er vom Bunde schon jetzt 
einen jährlichen Beitrag von 10,000 Fr. erhält. Dazu kommt, dass die 
Kantone Frei bürg und Wallis PoUzei Verordnungen erlassen haben, durch 
welche sie die Besitzer aller in ihi'en Gebieten befindlichen elektrischen 
Anlagen (Centralen und Einzelanlagen) verpflichten, diese der Kontrolle 
durch das Inspektorat des genannten Vereins zu unterstellen. Auch die 
Regierung des Kantons Graubünden hat in einem „Schema zu einem 
Konzessionsvertrag für Gewinnung elektrischer Kraft aus den Wasser- 
läufen" (1899) den Gemeinden vorgeschlagen zu bestimmen: 

Der Konzessionär hat auf seine Kosten dem schweizerischen elektro- 
technischen Vereine beizutreten behufs periodischer Untersuchung des 
elektrischen Teiles der Anlagen durch die Organe desselben und sind die 
diesbezüglichen Berichte jeweüen dem Gemeinde vorstand vorzulegen. 

In der Konzession, welche der elektrischen Strassenbahn Altstätten- 
Berneck von der Regierung des Kantons St. Gallen erteilt wurde, kommt 
folgende Bestimmung (Art. 2) vor: 

Hinsichtlich der Starkstromleitungen für den Betrieb der Strassenbahn 
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und zur Abgabe Ton elektriaehem Strom für Licht- und Kraftzwecke im 

Städtchen Altstätten wird Nachstehendes bestimmt: 

a) Es werden die gesetzlichen Bestimmungen über elektrische Starkstrom- 
anlagen, falls solche früher oder später erlassen werden sollten, in 
dem Sinne, dass diese Bestimmungen auch für die gegenwärtige 
Konzession Anwendung finden sollen, ausdrücklich vorbehalten. In- 
zwischen werden für die Anlage im allgemeinen und für die Hoch- 
spannungsleitungen im besondem die Sicherheitsvorschriften über den 
Bau und Betrieb elektrischer Starkstromanlagen nach Bescbluss der 
Generalversammlung des schweiii. elektrotechnischen Vereins vom 
10. August 1896 in Genf als zu Recht bestehend erklärt. 



Auf der andern Seite hat allerdinga der Kanton Waadt ein eigenes 
kantonalea Tnspektorat ! 

Die Techniker, die an der vorberatenden KommiaBion teilnahmen, 
Bprachen sich mit der grössten Entschiedenheit gegen ein staatliches 
Inapektorat aus und einer der Redner glaubte sogar sagen zu können, 
der staatliche Inspektor werde meist als Spion angesehen, dem man 
überall mit mehr oder weniger Misstrauen entgegenkommen werde, 
während der private Inspektor als Freund und IJerater stets will- 
kommen sei ! ! Sodann wurde auf eine Art von Präcedens hingewiesen. 
Laut der bundesrätlichen Verordnung betreffend den Hau und Betrieb 
von Diirapfschiffen und andern mit Motoren versehenen Schiffen auf 
den schweizerischen Gewässern vom 18. Februar 1896 {Gesetzessamm- 
lung N. F. XV, S. 405) wird in Art. 37 bestimmt: 

Die Prüfung und die periodischen Untersuchungen der Dampfkessel 
können dem schweizerischen Verein von Dampfkessel besitzem, nach Mass- 
gabe einer mit ihm zu treffenden Vereinbarung, übertragen werden, in 
der Meinung, dass es dem Eisenbahndepartemente unbenommen bleibt, 
bei diesen Untersuchungen mitzuwirken oder auch selbständige Unter- 
suchungen vorzunehmen. Auf jeden Fall sind diejenigen vorgeschriebenen 
Untersuchungen, die nicht auch in den Statuten jenes Vereins vorgesehen 
sind, durch das Eisen bahndepartement auszuführen. 

Bundesrechtlich handelt es sich nur um die Dampfkessel und 
Dampfgefässe solcher Betriebe, welche unter der eidgenössischen Fabrik- 
und Haftpfiichtgesetzgebung stehen. Eine specielle bundesrätliche Ver- 
ordnung ist am 5. Februar 1 895 (N. F. XV, S. 1 1 ) erlassen worden betref- 
fend den Unterhalt des Rollmaterials der schweizerischen Eisenbahnen. 

Der Bundesrat hat auch eine Verordnung betreffend Aufstellung 
und Betrieb von Dampfkesseln und Dampfgefässen vom 16. Oktober 
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1897 und ein Kreisschreiben dazu an sämtliche Kantonsregierungen 
erlassen (Bdsbl. 1897, IV, S. 496—499). Im Kreisschreiben wird aber 
betont, die Verordnung beabsichtige keineswegj^ die Thätigkeit des 
genannten Vereins (dieses „bewährte Stück gewerblicher Selbstkon- 
trolle'', wie eine kantonale Regierung sich ausdrückt) durch ein anderes 
System zu ersetzen, sondern sie gehe im Gegenteil darauf hinaus, die 
durch den Verein eingerichtete Inspektion anzuerkennen und an Stelle 
einer amtlichen gelten zu lassen. 

Ich will nun den bestehenden Rechtszustand nicht kritisieren, da- 
gegen noch bemerken, dass auch Demier (Schweizerische Bauzeitung 
XXXIII, No. 10 und 11) die Übertragung der Kontrolle an das 
Inspektorat des erwähnten Vereins billigt und dass gegen die Ver- 
fügungen der Kontrollstellen in Art. 23 ein Rekursrecht geöffnet ist. 

Ob es aber vom Standpunkte des modernen Staatsrechtes aus angehe, 
dass staatliche Kontrollfunktionen an einen privaten Verein übertragen 
werden, ist gewiss nicht ohne weiteres klar. Und auch ein vereinzeltes 
Präcedens in einem Specialgebiete würde diesen Vorgang gegenüber 
den hohen Gefahren, welche die Elektrizität in ihrer heutigen massen- 
haften Verwendung in sich birgt, nicht von vornherein rechtfertigen. 
Auf der andern Seite ist es wahr, dass vermöge der bundesrätlichen 
Verordnungen die Kontrolle eine bestimmt vorgeschriebene Marsch- 
route hat. Allein es bleibt immerhin eine eigentümliche Erscheinung, 
wenn staatliche Kontrollpflichten in die Hände einer Privatgesellschaft 
gelegt werden, die ihrerseits wieder aus denjenigen Personen und An- 
stalten besteht, die kontrolliert werden müssen. 

Jedenfalls muss diese ganze Frage staatsrechtlicher Natur noch 
sorgfältig erwogen wprden, denn wünschbar wäre doch offenbar eine ein- 
heitliche Kontrolle, die alle elektrischen Anlagen zugleich umfassen würde. 
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III. 

Die Erteilung des Expropriationsrechtes. 

1. Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass schon nach dem bestehenden 
Hechte und speciell nach dem schweizerischen Bundesgesetze betreffend 
die Erstellung von Telegraphen- und Telephonlinien von 1889 dem 
Bund für die Schwachstromleitungen weitgehende Rechte eingeräumt 
sind imd zwar ohne Entschädigung: 

aj bezüglich der Verwendung öffentlicher Plätze, Strassen u. s. w. 

(„immerhin unter Wahrung der Zwecke, für welche das in Anspruch 

genommene öffentliche Gut bestimmt ist**), 
b) bezüglich der Verwendung des Luftraumes über das Privateigentum 

zum Ziehen von Telegraphen- und Telephondrähten, insofern die 

zweckentsprechende Benützung der betr. Grundstücke oder Gebäude 

nicht beeinträchtigt wird. 

Diese Sätze sind auch in den neuen Gesetzesentwurf hinüber- 
genommen worden (Art. 4 und 5), 

Soweit der Bund für die Schwachströme weitergehende Befugnisse 
in Anspruch nimmt, hat er jetzt schon nach dem citierten Gesetze das 
Expropriationsrecht. 

Die erwähnten Bestimmungen werden nun auch in das neue Bundes- 
gesetz herübergenommen und nur noch ausgedehnt auf andere Schwach- 
stromanlagen, die öffentlichen Zwecken dienen. 

Ich verweise auf: 

Art. 12. 

Werden vom Bund für die Erstellung von Telegraphen- und Telephon- 
linien weitere als die in dem vorliegenden Gesetze bezeichneten Rechte 
in Anspruch genommen, so finden die Bestimmungen über das Expropria- 
tionsverfahren gemäss dem Bundesgesetze betreffend die Verbindlichkeit 
zur Abtretung von Privatrechten vom 1. Mai 1850 Anwendung. 

Art. 44. 

Für das Expropriationsrecht der eidgenössischen Telegraphen- und 
Telephon Verwaltung gelten die Bestimmungen des Art. 12 dieses Gesetzes. 

2 
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ttdern Schwachatromanlt^en, welche vßentlichen Zwecken dienen, wird 
18 dnrch Art. 45 den Stark stromanlagen gewährte Expropriationsrecht 
ngei^umt. 

uristisch liegt wohl in der Berechtigung des Bundes nach der 
je Art. 4 und 5 verglichen mit Art. 8 ein Precarium, und es lässt 
lur noch die Frage aufwerfen, ob nach Art. 8.2 die Klage des 
ia begründet ist ohne Rücksicht auf eine allfällige Verschuldung, 
: also vor einem Falle stehen, da aus blosser Veranlassung gehaftet 
) Ich machte in der Kommisaion (Protokoll S. 23) darauf auf- 
lam; man sah sich aber nicht veranlasst, die Frage zu lösen, — 
t allerdings praktisch wohl nicht sehr wichtig: theoretisch aber 

sie um so grösseres Interesse dar. 

'.. In einer andern Rechts Situation befinden sieh nun aber die 
stromanlagen der privaten Unternehmungen. Ihnen steht ein unent- 
ihes Recht auf die öffentlichen Plätze und auf den Luftraum über 
Privateigentum auch dann nicht zu, wenn das Ziehen der Drähte 
IT eckbe Stimmung des Gebäudes oder der Liegenschaft nicht hindern 
). Art. 4 und 5 stehen nicht unter dem Titel der Starkstrom- 
Bn, — ich habe übrigens diesen Umstand in der Kommission 
itlich auch noch speciell erwähnt. Ich betone dies um so mehr, 
iB italienische Gesetz vom 7. Juni 1894 (Legge sulla trasraissione 
anza delle correnti elettriche) eine Rechtspflicht der Grundeigen- 
' statuiert, die elektrischen Durchleitungen der Privaten zu gestatten, 
es wird freilich dabei eine Entschädigungepflicht reserviert. Ich 

das italienische Gesetz (italienisch und deutsch) abgedruckt in 
r Broschüre „Die elektrischen Stark- und Sehwachstromanlagen 
lie Gesetzgebung* S. 30—33. 

Ji der Kommission ist nun natürhch die Frage zur Diskussion 
jt, ob den elektrischen Privatuntemehmungen das Expropriations- 

erteilt werden dürfe. In dieser Beziehung haben wir schon einige 

) Art. H lautet in einer etwas eigentüiDlichen Stilisierung folgendennassen: 
kber das gemäga Art. i und 5 in Anspruch genommene Eigentum eine Yer- 
; getroffen werden, die eine Änderung oder Beseitigung der errichteten Linie 
nacht, so ist die Aufforderung hierzu sclu'iftlich an die eidgenössische Verwal- 
u erlassen, welche die Änderung oder Beseitigung der Linie Torzunebmen hat. 
ffird die angekündigte Terltigung des Eigentümers nickt binnen eines Jahres, 
r Änderung oder Beseitigung der Linie an gerechnet, ins Werk gesetzt, so bleibt 
Igenössisohen Verwaltung die Klage auf Ersatz der veranlassten Auslagen vor- 
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mehr oder weniger präjudizielle Vorgänge aus den Kantonen. Aller- 
dings wurde die Bejahung der Frage in den Kantonen dadurch erleichtert, 
dass die Gemeinden (oder Städte) die Erstellung der elektrischen An- 
lagen an die Hand nehmen, und da lag die Beantwortung, ob das öffent- 
liche Interesse vorliege, etwas einfacher. So hat der Regierungsrat des 
Kantons Bern (Wangen, Niedlisbach u. a.) das Expropriationsrecht zu 
gunsten einzelner Gemeinden erteilt (am 24. August 1898), der thur- 
gauische Grosse Rat der Gemeinde Amrisweil am 9. Januar 1899, der 
waadtländische Grosse Rat zu gunsten der Gemeinde Lausanne 1899 
(Revue de l'Electricite 1899 S. 35), der Regierungsrat von Luzern zu 
gunsten der Einwohnergemeinde Luzern am 1. Juni 1898. Allein wir 
haben auch noch andere Beispiele, wornach zu gunsten von Privat - 
Unternehmungen das Expropriationsrecht erteilt wurde. Dies geschah 
nämlich durch ein Dekret des aargauischen Grossen Rates vom 19. Juli 
1899; es lautet zu gunsten der Kraftwerke Rheinfelden. Darin wurde 
noch bestimmt: 

§ 4. 
Sollten sich die Beteiligten über den Umfang der Abtretung oder 
das Mass der Entschädigung nicht gütlich verständigen können, so kommen 
die Vorschriften des Gesetzes über Enteignung zu öffentlichen Zwecken 
vom 22. Mai 1867 zur Anwendung. 

§ 5. 
Die mit dem Enteignungsverfahren verbundenen Kosten sind unter 
Vorbehalt der allfälügen richterlichen Bestimmungen (§54 des Expropria- 
tionsgesetzes) von den Kraftwerken Rheinfelden zu tragen, 

§ 6. 
Die bestehenden und inskünftig noch zu erlassenden eidgenössischen 
und kantonalen Vorschriften über Starkstromleitungen haben zur An- 
wendung zu kommen. 

Ferner erteilte der Kanton Solothum das Expropriationsrecht zu 
gunsten des Elektrizitätswerks Wynau (12. März 1896). 

In Luzern kam der interessante Fall vor, dass eine Gemeinde 
(„Pohzeigemeinde" Sursee) der Korporationsgemeinde die Konzession 
erteilte für ein Elektrizitätswerk und die Erstellung der Leitungen und 
den Betrieb über öffentlichen Grund und Boden und Gebäulichkeiten 
der Polizeigemeinde. Gleichzeitig wurde ausgesprochen, dass die Polizei- 
gemeinde während der Konzessionsdauer (20 Jahre) keinem andern 
Bewerber die Konzession erteile und also namentlich auch die Benützung 
der öffentlichen Strassen nicht gestatte. Der Regierun^srat von Luzern 
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hat am 19. Mai 1899 diese letztere Klausel auf Begehren des Elektri- 
zitätswerks Sempach-Neuenkirch aufgehoben. 

Im Entwürfe über das eidgenössische Sachenrecht findet sich denn 
auch in § 746 (Dezember 1899) folgende Bestimmung: 

Jeder Eigentümer ist gehalten, die Durchleitung von Brunnenleitungen, 
Drainierröhren und dergl. sowie von elektrischen ober- oder unterirdischen 
Leitungen gegen volle Enschädigung für den dadurch verursachten 
Schaden zu gestatten, kann aber verlangen, dass auf seine Interessen in 
billiger Weise Rücksicht genommen werde. 

Ändern sich die Verhältnisse, so kann der Belastete eine seinen 
Interessen entsprechende Verlegung der Leitung verlangen, deren Kosten 
nach billigem Ermessen des Kichters unter die Beteiligten zu verteilen sind. 

Solche Durchleitungen sind auf Verlangen und auf Kosten des 
Berechtigten in das Grundbuch einzutragen. 

Die Techniker der Expertenkommission erklärten denn auch mit 
Entschiedenheit, die Expropriation müsse zu gunsten der elektrischen 
Starkstromeinrichtimgen statuiert werden. Beiläufig bemerke ich, dass 
auch der Elektrotechniker-Kongress in Wien (Juni 1899) sich auf einen 
Bericht von Hofrat Kareis zu gunsten eines Enteignungsgesetzes in 
Osterreich aussprach (Neue Freie Presse 18. Juni 1899). Ich glaube 
meinerseits auch, dass sich die Expropriation angesichts der hohen ^ 

volkswirtschaftlichen Bedeutung der elektrischen Starkstromleitungen 
durchaus rechtfertigen lasse, — ich habe mich schon in meiner citierten 
Broschüre dafür ausgesprochen. Auch das Bundesgericht hat in Sachen 
Müller gegen die Ortsgemeinde Amrisweil am 16. November 1898 
(A. E. XXIV 1. T. S. 682) und in einer bernischen Sache (A. E. XXV 
1. T. S. 227 und 228) erklärt, es brauche das die Expropriation recht- 
fertigende Bedürfnis keineswegs ausschliesslich öffentlichen Zwecken zu 
dienen: die Verbreitung von Licht und Kraft ist übrigens offenbar ein 
Nutzen für jedermann. Von besonders erheblicher Bedeutung ist für 
mich die Thatsache, dass ohne die Expropriationsmöglichkeit vielfach 
technisch unzutreffende Leitungen und Umwege gemacht werden müssten, 
die geradezu eine Gefahr für Person und Eigentum involvieren. 

Art. 45 des Gesetzesentwurfes räumt also den privaten Starkstrom- 
anlagen das Expropriationsrecht ein, — er lautet folgendermassen : 

Den Eigentümern von elektrischen Starkstromanlagen und den Bezügern 
von elektrischer Energie kann das Recht der Expropriation für die Ein- 
richtungen zur Fortleitung und Verteilung der elektrischen Energie, sowie 
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für die Erstellung der zu deren Betrieb notwendigen Schwachstromanlagen 
gemäss den Bestimmungen des Bundesgesetzes betreffend die Verbindlich^ 
keit zur Abtretung von Privatrechten vom 1. Mai 1850 und den dasselbe 
abändernden Vorschriften des gegenwärtigen Q-esetzes gewährt werden. 

Was nun die subjektive Berechtigung der Expropriation anbetriflft, 
80 ist sie vorgesehen: 

1. zu gunsten der Eigentümer von elektrischen Starkstromanlagen 
(z. B. Fabrikanlagen) ; 

2. zu gunsten solcher Bezüger von elektrischer Energie, welche 
Installationen machen müssen behufs Fortleitung und Verteilung 
der Elektrizität. Z. B. gehört hieher der Fall, da eine Unter- 
nehmung eine Gemeinde mit elektrischem Licht versieht. 

Art. 46 präcisiert, was Art. 45 zunächst prinzipiell definiert: 

Als Einrichtungen zur Fortleitung und Verteilung der elektrischen 
Energie werden angesehen: 

1. Die Erstellung von elektrischen Leitungen (oberirdischen und 
unterirdischen) mit ihren Zubehörden; 

2. Die Anlage von Transformationsstationen mit ihren Zubehörden. 

Ich hätte es gerne gesehen, wenn in Art. 46 diese Präcision etwas 
weiter gegangen wäre. Denn der Begriff der „Zubehörden** wird doch 
in unserer modern-rechtlichen Materie nicht überall zweifelsfrei sein 
auch da, wo das positive Recht die Zubehörde nicht ein für allemal 
beschränkt auf die Sachen „auf, in oder an der Hauptsache" (§55 
des Zürcherischen Privatrechts und dazu Handelsgerichtl. Blätter XII 
S. 91 — 93). 

Die Expropriation würde also eingeräumt, wenn wir konkreter 
sprechen : 

1. für die Erstellung der elektrischen Anlage (ober- und unterirdisch) 

und für die dazu nötigen Mittel 

a) für das Ziehen von Drähten und Setzen von Stangen, 
h) für das Anbringen von Stützpunkten an Gebäuden, 
c) für das Aufstellen von Überführungs- und Kabeltürmen 
überall (a — c) mit Zugangsrecht. 

2. für die Errichtung von Transformationsstationen mit den dazu 
unmittelbar verbundenen ober- oder unterirdischen Einrichtungen 
und auch für Wärterhäuser, wenn ein durchlaufender Betriel> 
existiert. 

Es scheint mir eine grössere Detaillierung des Gesetzes in diesem 
Sinne geboten. 
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Die Expropriation wird nicht zu gunsten solcher Kraftstationen ein- 
geräumt, die zur Erzeugung der Elektrizität Gas oder Petroleum verwenden. 
Hier besteht völlige Freiheit in der Plazierung der Kraftstationen, im 
Gegensatz zu den Wasserkräften, die natürlich da aufgefangen werden 
müssen, wo sie liegen. 

Was die objektive Unterstellung unter das Expropriationsrecht an- 
betriflFt, so soll es eingeräumt werden: 

1. gegenüber dem Privateigentum, 

2. gegenüber dem Eisenbahneigentum (mit einer gewissen Reserve 
zu gunsten der Eisenbahnen und der Schwachstromleitungen) ; 

3. gegenüber dem öffentlichen Eigentum der Kantone und der 
Gemeinden in Form der Mitbenützung unter einer Reserve und 
nur „zum Zwecke der Durchführung der Leitungen/ 

Ich möchte hier die Frage aufwerfen, ob wirklich niemals 
der Fall einer vollständigen Expropriation nötig sein kann, ohne 
dass dadurch die Kantone oder die Gemeinden ernsthafter und 
intensiver als Private geschädigt werden? Mit anderen Worten: 
es scheint mir nicht zweifelsfrei, ob die vorgeschlagene Restriktion 
zweckmässig ist. 

Der Sinn der hervorgehobenen Einschränkung wird noch 
deutlicher gemacht durch Art. 47.8, indem darnach die Expropriation 
als unzulässig erklärt wird für die Einrichtungen zur Abgabe 
elektrischer Energie in einer Gemeinde gegen den Willen derselben 
(oder des Kantons, der nach der betr. Gesetzgebung darüber 
letztinstanzlich entscheidet). Man wollte damit den Gedanken 
ausdrücken, dass eine Gemeinde in ihrer bisherigen Dunkelheit 
verbleiben dürfe, wenn sie und die allfalhge kantonale Ober- 
behörde nicht Remedur schaffe.^) 

Bezüglich der Art der Expropriation ist in Art. 40 speciell bestimmt, 
dass sie vorgenommen werden könne: 

1. durch Übertragung des Eigentimis, 

2. durch Einräumung einer Servitut und zwar auch einer temporären 
(was bemerkenswert ist). 

^) Art. 47 Absatz 3 bestimmt: Für die Einrichtungen zur Abgabe elektrischer 
Energie innerhalb eines Kantons oder einer Gemeinde kann das Recht der Miti)e- 
nützung des betreffenden öffentlichen Eigentums nur mit EinwiUigung des betreffenden 
Kantons bezw. der betreffenden Gemeinde eingeräumt werden. 



23 

Betreffend die notarialische Eintragung der Servituten hatte ich in 
der Kommission ausdrücklich vorgeschlagen, dasa sie auf Kosten der 
elektrischen Gesellschaft geschehe, möge sie die eine oder andere Partei 
begehren. Der Gesetzesentwurf mvss diesen Satz in Art. 4^ noch avf- 
nehmen, auch der Redaktor des eidgenössischen Sachenreclits hat ihn 
e. Z. auf meinen Vorschlag hin an der herausgehobenen Stelle adoptiert. 
Die vorberatende Kommission hatte meinen Antrag angenommen (8. 91 
des Protokolls). 

Das Ex}>ropriati<ms - Verfahren wird durch den Gesetzesentwnrf 
gegenüber der gevföhnlichen Procedur erheblich vereinfacht. Uarunter soll, 
wenn die Parteien einig gehen, auch die Abschätzung von Kultui-schaden 
und anderm Schaden gezogen werden bei der Vornahme von Änderungen 
und Reparaturen (Art. 49 am Ende), eventuell müssen hierüber die 
gewöhnlichen Civilgerichte entscheiden. Besonders wichtig ist aber, 
dass der Gesetzesentwurf eine Appellation gegen den Entscheid der 
Schätzungskoramission dann ausschliesst, wenn der Kapitalwert nicht 
2000 Fr, übersteigt {Art. 54). Vber die Richtigkeit dieser Ketiervvff 
lässt Hck sehr streiten. Sie liefert allerdings einen Stimulus dafür, die 
Taxierung des Kulturschadens und anderer Schädigung unter das 
Expropriationsvei-fahren zu stellen, damit die Appellabilität eher erreicht 
wird. Allein ich halte doch davon, dass ein unbeschränkter Rekurs 
an die Gerichte gewährt werden muss. Man darf den Rechtsweg auch 
für kleinere Beträge nicht ausschliessen ; dies ist ein fundamentaler Satz, 
an dem wir festhalten müssen. 
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IV. 

Die Haftpflicht in ausservertraglichen Verhältnissen. 

Was die privatrechtliche Haftpflicht für Schädigungen von Personen 
und Sachen durch Schwach- und Starkstromanlagen anbetrifft, so werden 
im schweizerischen Gesötzesentwurf diejenigen Hauptprinzipien nieder- 
gelegt, welche in den meisten Staaten bezüglich der Verletzung und 
Tötung im Eisenbahnverkehr bestehen ^) und so auch bei uns im 
Bimdesgesetze von 1875. Allerdings wurden einzelne Änderungen vor- 
genommen und die bestehenden Normen mussten überhaupt an die 
Eigentümlichkeiten der elektrischen Anlagen separat angepasst werden. 
Der im Eisenbahnrechte prinzipiell bestehende Unterschied, wonach 
beim Bau nur für ein Verschulden (also nicht für Zufall gehaftet wird), 
fallt hier weg, wenn auch nicht der grundsätzliche Unterschied der 
zwei Rechtsperioden des Baues und Betriebes. Sodann wird in den 
Stadien des Baues und Betriebes elektrischer Anlagen wenigstens 
grundsätzlich eine Haftpflicht statuiert sowohl für Schädigungen an 
Personen als für solche an Sachen. Im Eisenbahnhaftpflichtgesetz ist 
von der Schädigung an Sachen nur gesprochen, wenn bei Gelegenheit 
der Tötung oder Verletzung eines Menschen Sachen beschädigt werden 
oder abhanden kommen (Art. 8 des citierten Gesetzes). Das Eisen- 
bahnhaftpflichtgesetz mll eben nur die Tötung und Verletzungen im 
Eisenbahn- (und Dampfschiff-) Vorkehre ordnen. 

Dass angesichts der nicht ganz seltenen Tötungen und Verletzungen 
durch die elektrischen Anlagen gesetzgeberisch eingeschritten werden 
musSj scheint mir keiner weiteren Ausführung zu bedürfen,'^) 

^) Vgl. dazu meine Broschüre „Das Recht der modernen Verkehrs- und Trans- 
portanstalten" (Leipzig 1888) S. 55 u. 56. 

2) Die Gefahren elektrischer Oberleitungen haben auch in Oesterreich dazu 
geführt, nach Schutzmassregeln zu suchen. Der elektrische Verein ist (N. Freie 
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Der schweizerische Gesetzesentwurf hält auseinander: 

1. Die Schädigung beim Bau (Art. 28). Es wird gesprochen von 
Tötung, Verletzung, Sachbeschädigung irgend einer Person, die 
nicht im Dienste der betreffenden elektrischen Einrichfaaig und 
zwar entLceder durch eine Schwachstromeinrichtung oder durch 
eine Starkstromanlage, möge sie von Privaten oder von staat- 
lichen Anstalten betrieben werden. 

Die Rechtsfolgen werden aber materiell auseinandergehalten : 

a) bezüglich der Person wird gehaftet, „für den entstandenen 
Schaden", 

b) bezüglich der Schädigung von Sachen wird die Haftpflicht 
beseitigt „für Störungen im Geschäftsbetrieb". (Französisch 
wird dies wiedergegeben mit dem Satze : en ce qui concerne 
les perturbations dans Texploitation ! *) 

Ich habe ohne Erfolg opponiert gegen die unter b ent- 
haltene unbegründete Restriktion und gegen die offenbar ganz 
verunglückte juristische Formulierung. Hier waren die Ver- 
treter der Starkströme gegen eine umfassende Haftpflicht auf- 
getreten und die Telegraphenverwaltung als Vertreterin der 
Schwachströme ist, wie wir auch sonst wissen, schon von 

Presse vom 23. Dezember 1899) um die Erteilung eines Gutachtens ersucht worden, 
„über die Hintanhaltung der Gefahren elektrischer Oberleitungen durch geeignete 
Schutzmassregeln '^. Auch das Professorenkollegium der technischen Hochschule in 
Wien ist um ein Gutachten angegangen worden. 

^) Auch sonst fehlt es noch an einer völligen Übereinstimmung der beiden Texte. 
Ich weise hin auf Art. 6, 20.2, 22 No. 3, 25, 26 und 27, 82, 43, 50.2 ^qt französischen 
Redaktion. Der Titel vor Art. 57 (in der deutschen Vorlage vor Art. 55) ist bezüglich 
Art. 61 und 62 (im deutschen Texte Art. 59 und 60) unrichtig. Es scheint mir dringend 
nötig zu sein, für die Vergleichung der Gesetzestexte eine eidgenössische Experten- 
kommission zu errichten. Ich habe hierauf schon längst aufmerksam gemacht. Yergl. 
meine Schrift „Die Prinzipien des Schweizerischen Patentgesetzes'* (Zürich 1890) S. 73 
Anm. 2. Der schweizerische Juristentag in Zürich hat denn auch (9. September 1890) 
auf meinen und den Antrag von Dr. Leo Weber beschlossen, dem Bundesrate die 
Kreierung einer eidgenössischen Expertenkommission dringend zu empfehlen. Soviel 
ich weiss, besteht auch immer noch ein dahin zielendes Postulat (Hdsbl. 1888 111 S. 234), 
welches so lautet: „Der Hundesrat wird eingeladen, Bericht imd Antrag darüber zu 
hinterbringen, wie die endgültige Redaktion der IJundesgesetze und die Bereinigung 
ihrer Texte in den drei Landessprachen zweckmässiger organisiert werden kann.'* 
Verschiedene konstatierte Dissonanzen in Bundesgesetzen dürften einen energischen 
Mahnruf dafür, enthalten, dafs hier doch in den Grenzen des Erreichbaren eine Ab' 
hülfe geschaffen werden sollte. 
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dem Worte der juristischen Verantwortlichkeit unangenehm 
berührt. ^) Ich möchte aber doch ernsthaft darauf aufmerksam 
machen, dass die proponierte Lösung des Art. 28.2, die auch 
beim Betriebe Art. 29 wiederholt wird, unrichtig ist. Eventuell, 
denke ich, müsste zum allermindesten eine Korrektur erfolgen, 
indem man vom indirekten Schaden zu sprechen hätte : denn 
ich fürchte, dies sei der wirkUche Sinn der Wendung. Allein hier- 
gegen wäre allerdings in erster Linie energisch zu opponieren.-) 

Anderseits ist zu billigen, dass die Haftpflicht auch besteht, 
wenn Gemeinden oder Kantone die Anlage betreiben. 

« 

Art. 28 lautet folgendermassen : 

Wenn beim Bau einer elektrischen Schwach- oder Stark- 
stromanlage, mag dieselbe privates oder öffentliches Eigentum 
sein, eine Person getötet oder körperlich verletzt wird, so 
haftet der Eigentümer der Anlage für den entstandenen 
Schaden, wenn er nicht beweist, dass der Unfall durch höhere 
Gewalt oder durch Verschulden oder Versehen Dritter oder 
durch grobes Verschulden des Getöteten oder Verletzten ver- 
ursacht wurde. 

In gleicher Weise besteht die Haftpflicht für Schädigung 
an Sachen, jedoch nicht für Störungen im Geschäftsbetrieb. 

2. Die Schädigung beim Betriebe, sei es durch eine Schwach-, sei 
es durch eine Starkstromanlage (Art. 29). Hier entsteht ein 
soUdarer Rechtsanspruch (wiederum ohne Rücksicht auf indivi- 
duellen oder städtischen oder kantonalen Betrieb): 

a) gegen die betreffende Schwach- oder Starkstromanlage und 

b) gegen denjenigen, welcher elektrische Energie zur eigenen 
Verwendung bezieht (Fabriken, elektrische Tramways) oder 



^) Gegen den im Telegraphenrechte bestehenden Eechtsnihilismus kämpfe ich 
seit langer Zeit. Ich darf in dieser Kichtung wohl verweisen auf mein „Telegraphen- 
recht** 2. Aufl. (Zürich 1873), mein „Telephonrecht" (Leipzig 1885) 8. 216—266, 
meinen Vortrag „Die Telegraphie und Telephonie in ihrer rechtlichen Bedeutung für 
die kaufmännische Weif* (Wien 1892) und meinen Vortrag „Der internationale Geist in 
der Jurisprudenz** (Zürich 1897) S. 9 u. 10. g'oU jener Rechtsnihilismus, der so viel Unheil 
anrichtet, hier wirklich neues Terrain gewinnen ? Die unter VI mitzuteilenden Thatsachen 
scheinen dafür zu sprechen. Es hatte mich sehr gefreut, dass die Regierung des Kantons 
8t. GaUen 1899 auf die Ungerechtigkeit jenes „Rechtszustandes** hingewiesen hatte. 

2) Man könnte vielleicht der anderen Ansicht dadurch entgegenkommen, dass eine 
Haftpflicht hier nur dann geleistet werden müsste, wenn der elektrischen Anlage eine 
Fahrlässigkeit nachgewiesen würde (jus commune). 
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an Konsumenten abgiebt (Gemeinden, Gesellschaften, Ge- 
nossenschaften, Einzelpersonen, welche elektrischen Strom 
zur Beleuchtung oder zum Betrieb von Motoren weitergeben). 

Aber, wie gesagt, wird auch hier eine Haftpflicht entgegen 
dem allgemeinen Rechte fiir „Störungen im Geschäftsbetriebe*' 
ausgeschlossen (die fi'anzösische Wendung ist hier wieder die 
gleiche wie schon erwähnt). 

Wichtiger ist freilich die Thatsache eines solidaren Rechts- 
anspruches. In Art. 29 liegt also speciell auch der Satz ent- 
halten, dass der Beschädigte nicht etwa sorgfältige Erhebungen 
zu machen hat, ob er durch einen Schwachstrom oder durch 
einen Starkstrom beschädigt worden sei. Diese Koexistenz der 
verschiedenen Anlagen und Drähte ist für ihn grundsätzlich kraft 
der Soüdarität indifferent. Und diese Untersuchung wäre natür- 
hch schwierig; es ist manchmal sehr kritisch festzustellen, ob 
der dünne Telegraphen- oder Telephondraht zuerst und ob dann 
der stärkere Draht oder ob umgekehrt zuerst der stärkere und 
nachher der dünne herunterfiel. 

Art. 29 lautet folgendermassen : 

Derjenige, welcher eine elektrische Schwach- oder Starkstrom- 
anlage, mag dieselbe privates oder öffentliches Eigentum sein, be- 
treibt, sowie derjenige, welcher elektrische Energie zur eigenen 
Verwendung oder zur Wiederabgabe an Konsumenten bezieht, 
haften solidarisch für Schaden an Personen oder Sachen, welcher 
durch die Anlage entsteht, mit Ausnahme von Störungen im Ge- 
schäftsbetrieb, sofern nicht die in Art. 28, Absatz 1, genannten 
Befreiungsgründe vorliegen. 

Zu No. 1 und 2. Die vom Gesetzesentwurf vorgesehene 
Schadenersatzpflicht ruht formell noch auf dem Prinzip der Ver- 
schuldung^^) dagegen wirkt befreiend nur: 

a) die höhere Gewalt, 

h) das Verschulden Dritter , 

c) eigenes grobes Verschulden. Hier muss allerdings die Straf- 
rechtsnorm in Einklang gebracht werden mit dem Entschädig- 
ungsanspruch (Art. 28; 55). 



1) Ich habe in meiner Broschüre „Die elektrischen Stark- und Schwachstrom- 
anlagen und die Gesetzgebung" S. 38—41 den Beweis geleistet, dass in Anlehnung 
an die antike Jurisprudenz eine Haftung im Sinne des Yeranlassungsprinzips (Causa- 
Haftung im Gegensatz zur culpa-Haftung) ohne Unbilligkeit statuiert werden dürfte. 
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Daraus folgt, datiis den Elektrizitätswerken die Pflicht oblie 
all«8 zu thun, was irgendwie geeignet iat, das Publikum zu schütz 
Eine erhebliche Rolle spielen dabei die Warnungen, die übrigi 
durch den Oesetzesentwurf und die Verordnungen speciell Tor{ 
schrieben werden. ') 

3. Daa Verhältnis der verschiedenen Haftpflichtigen untereinand 
(Art. 30). 

Das Gesetz war allerdings auch verpflichtet, die Rech 
folgen derartiger „Zusammenatösse" zu ordnen, und es schls 
in Art. 30 vor: 

"Wenn solche Schädigungen zufolge des Zusammentreffens i 
verschiedenen elektrischen Leitungen entatehon, so haben, sow 
nicht das Verschulden der einen Anlage nachgewiesen wenlen kai 
die beteiligten Unternehmungen den Schaden zu gleichen Teilen 
tragen, anderweitige Verständigungen unter ihnen vorbehalten. 

Der gleiche Grundwatz gilt, wenn der Eigentümer einer eh 
trischen Anlage und der Bezüger von elektrischer Energie im Sin 
des Art. 29 dieses Gesetzes für Schadenersatz belangt werden. 

4. />as Verhällnis der verschiedenen elektrischen Anlagert unt 
sich, wenn sie sich selber schädigen. Darüber bestimmt Art. 3 

Wenn eine Schädigung einer elektrischen Anlage seit» 
anderer erfolgt, so ist der Schaden, sofern nicht das Verschuld 
der einen Anlage nachgewiesen werden kann, unter Würdigu 
der sämtlichen Verhältnisse in angemessener und billiger Weise un 
denselben zu verteilen. 
Als eine charakteristische Thatsache mochte ich hervi 
heben, dass die Haftpflicht für „die Stönmgen im Geschäf 
betriebe" hier nicht ausgeschlossen wird. 

5. Die Schädigung durch elektrische Anlagen in Verbindung n 
Fahrikbetrieb, wenn es sieh lun Fabrikangestellte handelt. 

Art. 42 des Gesetzesentwurfee schlägt vor, zu sagen: 
Durch die Ilaftpfliclitbestimmungen dieses Gesetzes werd 
die Bestimmungen der Haftpflichtgesctze für den Fabrikbetrieb ni< 

') Unter den vcrsphiedenaitig atiÜBierten WsHiungen hebe ich die ( 
Elektrizitälsworke Schwj-n heraus, die so lautet: 

„Das Berühren der Leitungsilrfthte und Isolatoren ist lebenagefilhrlich! 
wii'd unter Ablehnung aller Verantwortlichkeit für die Folgen davor gewarnt. 
Ebenso wird vor Beschädigungen der Leitungen gewarnt. 
Wir sichern demjenigen, der solche, welche dergleichen Beschädigungen v 
Qben, uns verneigt, dass sie gerichtlieb tielangt werden können, eine angemessc 
Belohnung zu." 
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aufgehoben, sondern bleiben für die Beziehungen zwischen den Besitzern der 
elektrischen Anlagen und ihren Angestellten auch bezüglich der Haftpflicht 
unverändert in Kraft. 

Diese Bestimmung reserviert in der That die Specialität des Fabrik- 
rechtes, so dass also die aufgestellten Rechtsnormen auf solche Per- 
sonen keine Anwendung finden, die unter das Fabrikgesetz fallen. In 
dieser Beziehimg ist folgendes zu sagen. 

Der Bundesratsbeschluss betreffend Vollziehung von Art. 1 des 
Bundesgesetzes über die Arbeit in den Fabriken vom 3. Juni 1891 
(N. F. XII, S. 123/4) bestimmte, dass als Fabriken angesehen werden: 

a) Betriebe mit mehr als 5 Arbeitern, welche mechanische Motoren 
verwenden, oder Personen unter 18 Jahren beschäftigen oder gewisse 
GFefahren für Gesundheit und Leben der Arbeiter bieten. 

h) Betriebe mit mehr als 10 Arbeitern, bei welchen keine der sub. litt, a 
genannten Bedingungen zutrifft. 

c) Betriebe mit weniger als 6, resp. weniger als 11 Arbeitern, welche 
aussergewöhnliche Gefahren für Gesundheit und Leben bieten oder 
den unverkennbaren Charakter von Fabriken aufweisen. 

Der Bundesrat hat nun schon vor mehreren Jahren die Frage geprüft, 
ob die Elektrizitätswerke auch der Fabrik- und Haftpflichtgesetzgebung 
unterstellt werden sollen. Diese Frage wurde bejaht in dem Kreisschreiben 
des Bundesrates an die Kantonsregierungen vom 13. Dezember 1897 
betreffend die Vollziehung einiger Bestimmungen des Bundesgesetzes 
über die Arbeit in den Fabriken;^) denn es wurde beschlossen: 

Anstalten zur Erzeugung elektrischen Stromes (Elektrizitätswerke) 
mit mehr als zwpä Arbeitern werden nach Massgabe von Ziff. 1 litt, c des 
Bundesratsbeschlusses vom 3. Juni 1891 betreffend die Vollziehung von 
Art. 1 des B. G. über die Arbeit in den Fabriken, diesem Gesetze unter- 
stellt (Bundesblatt 1897 IV S. 1278). 

Diese Unterstellung hat natürlich auch zur Folge, dass die Be- 
stimmungen über die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb auf Elektrizitäts- 
werke Anwendung finden. Es wurde hier auf die niedrigste Arbeiterzahl 
heruntergegangen, weil die Gefährlichkeit der Elektrizitätswerke nicht 
von ihrer Grösse abhängt. Allerdings wird angesichts des „Bundesgesetzes 
betreffend die Kranken- und Unfallversicherung mit Einschluss der 



1) Ygl. auch A. Mackenroth „Nebengesetze zum Sohwoizerischen Obligationenrecht' 
(1898) 8. 55. 
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Militärversicherung** ^) auch dieses elektrische Fabrikrecht nicht mehr 

lange dauern. Aber es dürfte doch klug sein, in Art. 42 zu sagen, 

dass die Gesetzgebung über die Fabrikhaftpflicht bis zur Annahme des 

r- citierten Gesetzes in Kraft bleibe. Natürlich könnte man auch anders 

vorgehen und die Verletzungen und Tötungen von Fabrikarbeitern 
unter die allgemeinen Normen des neuen Bundesgesetzes über die 
Schwach- und Starkströme stellen: wenn dann das Bundesgesetz über 
die Kranken- und Unfallversicherung angenommen wird, fällt mit der 
Fabrikhaftpflicht-Gesetzgebung auch die Haftpflicht der elektrischen 
Anlagen gegenüber Fabrikarbeitern dahin. Ich sehe freilich nicht ein, 
was mit dieser Änderung des Gesetzesvorschlages thatsächlich ge- 
wonnen würde. 

Das Gesetz hat unter dem Kapitel „Haftpflichtbestimmungen^ 
weitere wichtige Sätze aufgestellt. 

1. Es wird die Pflicht ungesäumter Anzeige Yon jeder vorge- 
fallenen Personen- oder Sachbeschädigung statuiert (Art. 33). 

Da in Art. 43 nur die Haftpflichtbestimmungen bei elektrischen 
Hausinstallationen ausgenommen sind, bezieht sich jene Anzeigepflicht auch 
auf Schädigungen bei den letztern. 

Mir scheint, diese Bestimmung (Art. 33) wäre praktischer, wenn an 
die Nichterfüllung der Anzeigepflicht bestimmte Rechtsfolgen geknüpft 
würden. Ich denke z. B. an den Verlust der Liberierung nach Art. 28 
und 29, eventuell wenigstens an den Verlust der Berufung auf die 
Beschränkung der Haftpflicht, wenn sie sanktioniert werden sollte. 

2. Das Gesetz spricht aus, dass jede Zuwiderhandlung gegen die 
bundesrätlichen Sicherheitsvorschriften als Verschulden anzusehen ist 
(Art. 31). 

Diese Bestimmung, die übrigens nach Art. 33 gestellt werden 
sollte, geht meines Erachtens zu weit; denn der Charakter der tech- 
nischen Verordnungen des Bundesrates ist keineswegs überall derselbe. 
Man muss unterscheiden : 

a) bestimmte kategorisch oder imperativ lautende Vorschriften, die absolut 
beobachtet werden müssen und bei denen eine Ausnahme nicht ge- 
macht werden darf, 

bj Vorschriften, welche prinzipiell aufgestellt werden, bei welchen aber 
die Möglichkeit reserviert ist, dass vom Bundesrate Ausnahmen gemacht 
werden, 

^) HoÜ'entlioh wird die in Aussicht stehende Yolksabstimmung dieses Bundesgesetz 
nicht verwerfen. 
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c) Vorschriften, welche mehr einen Rat oder eine Empfehlung enthalten, 
bestimmte Einrichtungen ein zufuhren. 

3. Bezüglich der Einrede der höhern Gewalt wird eine sehr all- 
gemeine Wendung gebraucht, — Art. 34 bestimmt : 

Die Einrede der hohem Gewalt (force majeure, cas fortuit) im Sinne 
dieses Gesetzes kann nicht geltend gemacht werden bei Schädigungen, 
welche durch fehlerhafte, den gemäss Art. 15 dieses Gesetzes erlassenen 
Vorschriften nicht entsprechende Einrichtungen beim Bau oder Betrieb 
der elektrischen Anlagen herbeigeführt worden sind. 

Ich wollte hier specialisieren und schlug (laut Protokoll der Schluss- 
sitzung der Expertenkommission für Untersuchung der Massnahmen gegen 
die aus dem . Bestände elektrischer Anlagen resultierenden Gefahren, 
abgehalten in Bern den 26. — 29. April 1899 S. 81) vor, folgendes zu 
bestimmen : 

Die Einrede der höhern Gewalt (force majeure, cas fortuit) im Sinne 
dieses Gesetzes kann nicht geltend gemacht werden bezüglich solcher 
Unfälle und Schädigungen, welche herbeigeführt werden: 

1. durch mangelhaften Zustand der Anstalt selbt oder ihrer Betriebsmittel; 

2. durch fehlerhafte Einrichtungen, welche den bezüglich des Baues oder 
Betriebes der elektrischen Anlagen gesetzlich oder reglementarisch auf- 
gestellten Vorschriften nicht entsprechen; 

3. durch Nichtbefolgung oder ungehörige Befolgung von Vorsichtsmass- 
regeln oder Vorkehrungen, welche nach dem jeweiligen Stande der 
Technik geboten sind; 

4. durch Schneefall, Sturm, Erdschlipfe, Steinschläge, Überschwemmungen 
und ähnliche Ereignisse, es müsste denn sein, dass die Art und Wucht 
derselben die im ordentlichen Laufe des Lebens voraussehbaren oder 
zu gewärtigenden Zufälle augenscheinlich übersteigen sollte. 

Was die höhere Gewalt anbetrifft, so hat das Bundesgericht diesen 
BegriflF in Fragen der Haftpflicht mehrfach in treflfender Weise konkret 
entwickelt und u. a. ausgesprochen (A. E. XVI, S. 412 und 413): 

Man mag im allgemeinen den Begriff der höhern Gewalt wie immer 
definieren, so wird doch folgendes festgehalten werden müssen. Die 
Haftpflichtgesetze wollen teüs dem Publikum überhaupt, teils wenigstens 
den in den betreffenden Gewerben thätigen Arbeitern Schutz gegen die 
eigentümlichen Gefahren gewisser Gewerbe gewähren. Der Schaden, 
welcher infolge dieser Gefahren durch Vernichtung von Leben und 
Gesundheit geschützter Dritter entsteht, soll nicht den Verletzten oder 
dessen Familie, sondern den Geschäftsherm treffen. Auf ein Verschulden 
des Geschäftsherm oder seiner Leute ist diese Haftpflicht nicht beschränkt; 
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sie geht vielmehr weiter. Sie beruht daher grundsätzlich nicht ausschliess- 
lich auf dem Rechtsprinzip, dass jedermann für deji Schaden verant- 
wortlich sei, den er oder seine Leute durch ihr Verschulden anrichten, 
sondern mit auf dem andern Rechtsgedanken, dass derjenige, welcher 
ein gefährliches Gewerbe für sich betreibt, das damit unzertrennlich ver- 
bundene Risiko tragen und daher für die ökonomischen Folgen einstehen 
müsse, wenn durch die gefilhrliche Art seines Betriebes, obschon ohne 
sein Verschulden, Leben oder Gesundheit anderer geschädigt werde. 
Hiervon ausgehend ergiebt sich der Schluss, dass „höhere Gewalt" im 
Sinne der Haftpflichtgesetze dann nicht vorliegt, wenn es sich um Unfälle 
handelt, welche gerade durch den regelmässigen Betrieb eines haft- 
pflichtigen Gewerbes, durch die diesem seiner besondem Natur nach 
immanenten normalen Gefahren herbeigeführt werden, welche also die 
unmittelbare Wirkung gewöhnlichen Betriebes sind. Solche Unfälle sind 
ja zwar wohl die Folge unabwendbarer Ereignisse, allein als Wirkungen 
„höherer Gewalt" im Sinne der Gesetze können sie nicht betrachtet werden, 
weil sie nicht als äussere Zußllle erscheinen, auf welche der Geschäfts- 
herr nicht gefasst sein kann, sondern als Vorkommnisse, die als mit den ge- 
wöhnlichen Bedingungen des Betriebes zusammenhängend das gewissermassen 
normale Ergebnis der eigenartigen Gefährlichkeit dieses Betriebes sind, gegen 
welche gerade der Gesetzgeber Schutz hat gewähren wollen. 

Die im Gesetzesentwurf e aufgenommene Fassung ist unhaltbar; 
denn 68 ist doch klar, dass die Einrede der höhern Gewalt nicht 
erhoben werden kann, wenn die Schädigung entstand aus fehlerhaften, 
den Vorschriften nicht entsprechenden Einrichtungen : sofern eine Fahr- 
lässigkeit vorliegt, kann natürlich der gleiche Thatbestand niemals 
liberierend als höhere Gewalt verwertet werden. 

4. Es wird in Art. 88 bezüglich der Bemessung der Entschädigungen 
und für die Verjährung auf das Obl.-R. (ich hätte lieber Bundesprivat- 
recht gesagt) verwiesen. 

Dies ist ein wichtiger Satz trotz des Vorbehaltes des Fabrikrechts 
(Art. 42); denn es finden sich im analogen Eisenbahnhaftpflichtgesetz 
gewisse Schranken (Schmerzensgeld), die im gewöhnlichen Civilrechte 
nicht gelten. Es sind allerdings Konflikte denkbar zwischen dem Eisen- 
bahnhaftpflichtgesetze und dem neu projektierten Bundesgesetze, so lange 
das Zwangsversicherungsgesetz noch nicht in Kraft steht. 

Soweit es sich imi strafbare Handlungen handelt, haben wir nach 
dem bestehenden Bundesstrafrechte eine Verjährung von drei Jahren 
(Art. 57), während das Obligationenrecht prinzipiell für Deliktsklagen 
eine solche von einem Jahre statuiert (Art. 69). 
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5. Das ganze Haftpflichtrecht ist in dieser Materie nach dem 
Vorbilde des Eisenbahnrechts zum zwingenden Rechte erhoben worden, 
und ich glaube, diese Regelung (Art. 41) bedürfe im modernen Leben 
keiner weitern Begründung. Vorbehalten wurden (Art. 41 und 30): 

a) allfalUge Vereinbarungen der Stark« und Schwachstromanlagen, 
f b) sodann solche zwischen Fabrikeigentümem , die z. B. an Gemeinden 

elektrische Energie abgeben, behufs Detaillierung. 

6. In Übereinstimmung mit dem Fabrikrechte und im Gegensatze 
zu dem Eisenbahnhaftpflichtgesetze ist eine Berichtigung des Urteils 
auch bei einer Verbesserung des Gesundheitszustandes des Verletzten 
statthaft (Art. 38,»). 

7. Beachtenswert ist Art. 39 (Festsetzung zweier Instanzen) und 
Art. 40,1 und 2, — indessen will ich darauf hier nicht weiter eintreten. 

Bevor ich auf eine weitere Materie übergehe, möchte ich hier 
noch auf einen Umstand hinweisen. Es ist sehr interessant, wie einzelne 
kantonale Behörden die Gelegenheit ergriffen haben, die elektrischen 
Privatunternehmungen z. T. unbedingt für alle Schädigungen verant- 
wortlich zu erklären, also ohne jede Rücksicht auf die Frage der 
V Verschuldung. Dies geschah in dem schon beinebens erwähnten aargau- 

f ischen Dekrete von 1899 gegenüber den Kraftwerken Rheinfelden; 

denn § 3 bestimmt: 

Die Gesellschaft haftet für allen Schaden, welcher aus der Erstellung 
imd dem Bestand der Leitung entsteht. 

Der Kanton Solothum knüpfte an die Expropriationsbewilligung 

u. a. die Bedingung: 

Für allen Schaden, der irgendwie entstehen könnte, ist die Gesell- 
schaft Wynau haftbar. 

Und die Gesellschaft Wynau gab noch folgende Erklärung ab : 

dass sie für jeden Schaden haften wolle, welcher dem Eigentum der 
Expropriaten zufolge der Existenz und der Benützung der Starkstrom- 
leitung mit oder ohne ihre, der Gesellschaft, Schuld künftighin entstehen 
sollte, und sie lässt sich bei dieser Anerkennung für den Fall richter- 
licher Ausmittlung der Expropriationssumme behaften. 

Die Bestimmung des Kantons St. Gallen nahm in die Konzession 
zu gunsten der elektrischen Strassenbahn Altstätten-Berneck folgende 
i Bestimmung (Art. 2) auf: 
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Die Konzessionärin (allfällige Rechtsnachfolger und Pächter) wird 
haftbar erklärt für alle Schädigungen, welche durch die in Frage stehenden 
Starkstromanlagen an Leben, Gesundheit und Eigentum von Drittpersonen 
entstehen sollten, gegenüber den Geschädigten und ihren Rechtsnach- 
folgern, sofern die Geschädigten den eingetretenen Schaden nicht selbst 
absichtlich oder grobfahrlässig verschuldet haben. 

Der Kanton Appenzell A.Rh, erklärte (am 26. Dezember 1899) 
anlässlich der Prüfung der Pläne für das Hochspannungsnetz Kübel - 
Teufen - Bühler - Gais : 

Das Elektrizitätswerk Kübel, sowie jeder künftige Eigentümer dessel- 
ben ist für allen Schaden irgend welcher Art, der durch den Bau oder 
Betrieb der Stark- und Schwachstromleitungen erwachsen kann, ersatz- 
pflichtig und haftbar. Diese Haftpflicht des Unternehmens erstreckt sich 
bis zum Motor, beziehungsweise zum Verteilungsnetz des Abonnenten. 

Dem Staate Appenzell A. Rh. soll durch die Anlage keinerlei Ser- 
vitut erwachsen. 

Das Schema der Regierung des Kantons Graubünden zu einem 

Konzessionsvertrag für Gewinnung elektrischer Kraft (1899) schlägt 

den Gemeinden folgende Bestimmung vor (Art. 10): 

Für allen direkten und indirekten Schaden, welcher infolge des Baues 
und Betriebes der Anlage an Gemeinde- und Privateigentum oder an 
Personen entsteht, ist der Konzessionär verantwortlich. Die Grösse des 
Schadens wird, soweit es die Gemeinde angeht, durch eine Kommission 
bestehend aus je einem Vertreter der Kontrahenten und einem vom 
kleinen Rat zu bezeichnenden Obmann festgestellt. 

Im Kanton Thurgau wurde bei der Erteilung des Expropriations- 
rechts an Amrisweil von den „Exproprianden" verlangt, dass in die 
Bewilligung der Satz aufgenommen werde: 

Das elektrische Unternehmen wird ausdrücklich haftpflichtig erklärt. 

Der Bericht der Gesetzgebungskommission vom 9. Januar 1899 lehnte 
dieses Begehren ab, indem betont wurde, es sei nicht Sache des Grossen 
Rates zu bestimmen, welche Leistungen der Expropriantin aufzuerlegen 
seien. Dies gehöre zu den Befugnissen der Expropriationskommission. „Be- 
züglich der Haftpflicht gelten die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen." 

Beiläufig gesagt könnte in dieser Beziehung die elegante Frage ent- 
stehen, ob die Elektrizitätswerke privatrechtlich nicht im Sinne der ihnen 
anlässlich der Konzession z. T. schrankenlos auferlegten Haftpflicht ver- 
antwortlich seien und bleiben, auch soweit das neue Bundesgesetz andere 
Rechtsnormen statuiert. Es dürfte nützlich sein, in das Bundesgesetz eine 
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Bestimmung aufzunehmen, wornach frühere kantonale Anordnungen auf- 
gehoben werden, — formliche privatrechtliche Anerkennungen (Wynau) 
dürften wohl nicht beseitigt werden und sie bleiben rechtsbeständig, soweit 
die Verhältnisse, an deren Vorhandensein sie geknüpft wurden, eflfektiv vor- 
liegen Art. 41, G. E. (Ungültigkeitserklärung von Reglementen, Publi- 
kationen und besondern Vereinbarungen, welche zum voraus die Schaden- 
ersatzpflicht ausschliessen oder beschränken) deckt natürlich unsern 
Fall hier nicht, weil dadurch eine weitergehende Schadenersatzpflicht nicht 
verpönt ist. 
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Die strafrechtlichen Fragen. 

In dieser Beziehung ist es sehr beachtenswert, dass das deutsche 
Reich ein Specialgesetz zu erlassen vorschlägt mit folgenden zwei 
Bestimmungen : 

§ 1- 

Wer einer elektrischen Anlage oder EiDrichtung fremde elektrische 
Arbeit dadurch entzieht, dass er sie in eine Yorrichtung überleitet, die 
zur ordnungsmässigen Entnahme elektrischer Arbeit aus der Anlage oder 
Einrichtung nicht bestimmt ist, wird, wenn er die Handlung in der 
Absicht begeht, die elektrische Arbeit sich rechtswidrig zuzueignen, mit 
Gefängnis und mit Geldstrafe bis zu 1500 Mark oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. Neben der Gefängnisstrafe kann auf Verlust der 
bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. Der Versuch ist strafbar. 

§ 2. 
Wird die im § 1 bezeichnete Handlung in der Absicht begangen, 
einem Anderen rechtswidrig Schaden zuzufügen, so ist auf Geldstrafe bis 
zu 1000 Mark oder auf Gefängis bis zu zwei Jahren zu erkennen. Der 
Versuch ist strafbar. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Die Initiative dazu rührt her von den elektrotechnischen Gesell- 
schaften zu Frankfurt a. M. und Leipzig, welche die Frage nach dem 
Schutze gegen Diebstahl von Elektrizität im Verbände deutscher 
Elektrotechniker anregten. Im Januar 1897 wurde an den Reichskanzler 
und an den preussischen Handelsminister eine Eingabe abgesandt, in 
welcher der Vorschlag gemacht wurde: 

es möchte im Reichsstrafgesetz buche nach § 242 Abs. 1 (Diebstahlsnorm) 
folgender Satz eingefügt werden: 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher einer von einem Andern 

betriebenen Kraftanlage Arbeit entnimmt, in der Absicht, dieselbe sich 

rechtswidrig zuzueignen. ^) 



1) Vgl. die Elektrotechnische Zeitschrift Berlin 1898 S. 223. Die englische 
Gesetzgebung hat die Aneignung von Elektrizität Diebstahl genannt und eine eigene 
Strafrechtsnorm geschaffen. Vgl. v. Liszty Die Sti-afgesetzgebung der Gegenwart 



schlug die Aenderung des § 242 D. E. Str.' G-. in 
■:') 

«mde bewegiiche Sache oder fremde nutzbare Energie 
der Absicht wegnimmt, die^lbe sich rechtswidrig zozu* 
;en Diebstahls . . . bestraft. 

ird von ihm auch oppoaiert gegeu den Vorschlag 
Elektrotechniker, denn damit würden na«h seiner 
dn 'Zeitigen Interessen der groaaeu Centralanlagea 
.uadnick „eine von einem Andern betriebene Kraft- 
Auch wenn Jemand selbst die fremde Anlage 
i eine strafbare Aneignung der durch das Betreiben 
Energie gefunden werden, es wären also die Worte 
betriebene" in die Bezeichnung „fremde Anlage" 

der G-esetzgebungsmaschine ist bekanntlich darauf 
s das deutsche Reichsgericht auf Grund des Se- 
en Diebstahl von Elektrizität (oder das Zutreffen 
■echensbegriffs) nicht annahm, weil apeciell der 
laig eine Sache und zwar eine körperhche Sache 
zu die elektrische Kraft nicht gezählt werden 
i. X5IX S. 114, wieder bestätigt 1899; vergl. 
jche Juristenzeitung IV S. 246 — 250).^) Die Ordnung der vor- 
\den Fragen ist an sich durchaus dringlich; ea ist geradezu ein 
hea Fhslutat, dasa die ia diesem Gebiete bestehende Straflosigkeit 
tigt wird. Allein man muas sich wirklich hüten, einseitig vorzu- 

Will man diese Materie korrekt anfassen, so muss man Unter- 
iungen treffen. Es kommt nämlich in Frage: 

661 Note 3. Dem Beispiele Englands folgte Nordamerika. Vgl. Croswell, 
se OD the law relating to electricity § 2I>5 und TU. FrQher wollte man auch 
Oas und Woaser nicht aU körperliehe Sachf anerkennen, die Möglichkeit eines 
trdiebtttahls wird heute nicht mehr beetritten. Vgl.W.v. Hippel, Wasserdiebutahl 8.1. 
') Tortrag von B. EiBenmann im 40. Jahresbericht der Juristischen Gesellschaft 
rlin 1898— 1»99 8. 81. 
') In dem sohweizerisohen Entwurf von Stooa^ wird nicht yod einer beweglichen 

sondern von einer Sache Überhaupt gesprocheu. Vgl. Art. 70 und Stooss ,Die 
:llgedesschwei2erischenStrafrechts''S.61 IF. Pipia „L'Elettricitä uel diritto" p. 3 — 6 

Ansicht, dass die Elektrizität keine ^ache sondern ein Zustand (stato)sei. Dieser 
steller rerbreitet sich ausführlich über die strafrechtliche Seite der Frage p. 18 ff. 



1. Der Schutz des modernen Sechiagviea der Eleki 
können drei Thatbeetände unterschieden werden, die sii 



Wer absichtlich und ^derrechtlich aus einer fremdi 
Elektrizität >) ableitet, um sie für sich oder andere zu ver^ 
emen Diebstahl. 

Wer absichtlich sein vertragliches Recht zur Kon 
Elektrizität Überschreitet, ohne an den ZoIeitungsTorrii 
änderungen Torzunebmen, begeht eine Unterschlagung. 

Wer, um eineu Andern zu schädigen, absichtlich Klekl 
und unbrauchbar macht, begeht eine Sachbeschädigung. 
Der deutsche Entwurf iet nach dem Gesagten nicht 
sein Auge erfasst nur eine Seite der Sa«be.') 

2. Die Sichervng der elektrischen Anstalten durch 
eines Ungehorsamdelik/s. Hier könnte z. B, gesagt werde 

Wer absichtlich oder in fahrlässiger Weise die vom äti 
Yorschriften über die Erstellung oder den Unterhalt d( 
Anlagen nicht beachtet, wird . . bestraft (z. B. mit eii 
bei Rückfall mit Gefängnis verbunden mit Busse). 

3. Die Sicherung gegen Personen- und Sachbeschäd 
ist auf den Schweizerischen Gesetzesentwurf zu verweisen 

4. Die Sicherung der Anlagen vor Angriffen durch 
Statuierung eines Gefährdvngsdelikts. Hier könnte gesagl 

Wer absichtlich oder fahrlässig die elektrischen Anla 
oder Sachen durch irgend eine Handlung einer erhebliche 
setzt, wird .... bestraft (Geldstrafe und Gefängnis) 
Mensch verletzt oder wenn sonst ein Schaden eutstanden i 
Strafe . . . . (z. B. bis 3 Jahre Gefängnis). 
Aus dem Gesagten ergiebt sich, dass die im schwei; 
aetzesentwurf vorgeschlagenen Bestimmungen sich nicht dei 



') Eb wire vielleicht besser, das Objekt noch etwas weiter zu 
zu sagen: oder avfgespetckerte Kraft aus fremder Anlage. Es wtt 
gesorgt, dasB wir eine Norm halten für den Fall, dasB neue Mitte 
epeichening erfunden würden, Qberdies würden auch bisher schon 
bestände unter eine passende Vorschrift geiangeii wie z. B. Auslai 
Pabrikweiherä zur Nachtzeit, Entladen von Eeeeeln mit konprimiei 
diesem ^'ege würden wir vielleicht zu einem ganz neuen System gell 
mehr den Schutz der Sache sondern den der Arbeit (ihrer Qui 
Erzeugnisse) zum Ausgangspunkt nimmt I 

*) Der Deutsche Gesetzesentwurf wird aber vorbehaltlos gebilli 
der Deutschen Jurisien zeitung 1900 V 8. 29—33. 
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Gedanken, die ich über diese Materie habe. Die hierher gehörigen 
Artikel lauten folgendermassen : 

Art. 55. 
Gegen Beschädigung und Gefährdung von elektrischen Aulagen gelten 
folgende Vorschriften: 

a) Wer durch irgend eine Handlung absichtlich eine elektrische Anlage 
beschädigt, und dadurch Personen oder Sachen einer erheblichen 
Gefahr aussetzt, wird mit Gefängnis und wenn eine. Person bedeutend 
verletzt oder sonst ein beträchtlicher Schaden verursacht worden ist, 
mit Zuchthaus bestraft. 
h) Wer leichtsinniger- oder fahrlässigerweise durch irgend eine Handlung 
oder durch Nichterfüllung einer ihm obliegenden Dienstpflicht eine 
solche erhebliche Gefahr herbeiführt, ist mit Gefängnis bis auf ein Jahr, 
verbunden mit Geldbusse und, wenn ein beträchtlicher Schaden ent- 
standen ist, mit Gefängnis bis auf drei Jahre und mit einer Geldbusse 
zu belegen. 

Art. 56. 
Handlungen, durch welche die Benutzung der Telegraphen- oder 
Telephonanstalt zu ihren Zwecken gehindert oder gestört wird, (Wegnahme, 
Zerstörung oder Beschädigung der Drahtleitung oder der Apparate oder 
der sonstigen Zubchörden, die Verbindung fremdartiger Gegenstände mit 
der Drahlloitung, di^ Verhinderung der Telegraphen angestellten in ihrem 
Dienste u. s. w.), werden mit Gefängnis bis auf ein Jahr, verbunden mit 
einer Geldbusse, und wenn infolge der gestörten Benutzung der Anstalt 
eine Person bedeutend verletzt oder sonst ein erheblicher Schaden gestiftet 
worden ist, mit Zuchthaus bis auf drei Jahre bestraft. 

Ich komme übrigens hier noch einmal auf meine frühere Anregung 
zurück, die Bestrafung der schuldigen Einzelpersonen bei Aktiengesell- 
schaften und Grenossenschaften ausdrücklich auszusprechen.^) 

Femer mache ich auf § 205 des zürcherischen Strafgesetzbuches 
aufmerksam. 




1) Ich verweise für die prinzipielle Frage auf § 214 der Konkursordnung für 
das Deutsche Reich. Die Norm lautet folgendermassen: 

Die Strafvorschriften der §§ 209 — 211 finden gegen die Mitglieder des 
Vorstandes einer Aktiengesellschaft oder eingetragenen Genossenschaft und ^e^Qn 
die Liquidatoren einer Handelsgesellschaft oder eingetragenen Genossenschaft, 
welche ihre Zahlungen eingestellt hat, oder über deren Vermögen das Konkurs- 
verfahren eröffnet worden ist, Anwendung, wenn sie in dieser Eigenschaft die 
mit Strafe bedrohten Handlungen begangen haben. 
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Die privatrechtliche Haftpflicht bei Verträgen Über Lieferung 
des elektrischen Strcms. 

Der Bchweizeriache Geeetzesentwurf enthält keine Beetimmungen 
über die privatrechtlichen Verträge und die daraus hervorgehenden Ver- 
pflichtungen, allein es acheint mir sehr notwendig, auf diese Frage hier 
einzutreten ; denn ich glaube in dieser Beziehung auf einen argen Cbel- 
atand hinweisen zu können, der sich langsam aber sicher einschleicht. 
Bekanntlich haben die Kommunalverwaltungen, apeciell in der Schweiz, 
vielfach Elektrizitätswerke gebaut und so wurde dieser Betrieb ,ver- 
stadthcht". Dieser Prozess vollzog sich im Sinne einer Art von An- 
gliederung an bestehende Verhältnisse, indem viele Gemeinden die 
Lieferung von Gas und Wasser in ihre Verwaltung aufgenommen hatten. 
Dagegen ist an sich nichts zu erinnern. Allein bei dieser Gelegenheit 
ist ein merkwürdiger Zug aufgetreten, der auf nichts Geringeres gerichtet 
ist, als auf die völUge Ignorierung des normalen Privatrechts. Die 
kommunalen Behörden erklären nämlich — z. T. gestützt auf frühere 
Reglemente bezüglich Gas- und Wasserlieferung — dass sie eine Haft- 
pflicht für den Fall ablehnen, dass der elektrische Betrieb gestört 
werde (einzelne Modifikationen vorbehalten). Gegen dieses antisociale 
Vorgehen ist entschieden Einsprache zu erheben. Es liegt darin im 
Grunde nichts anderes als die Ausbeutung des Stärkern gegenüber 
dem Schwachem ! Und dass dies bei den kommunalen und verstadtUckten 
Industrien vorkommt, ist eine recht betrübende Erscheinung. Auf diese 
Weise soll ein eigenartiges Privatrecht zur Entstehung gebracht werden, 
während das Bundescivilrecht apeciell die Juristischen Rrsonen einer 
ernsthaften und normalen Haftpflicht unterordnen will, wenn sie ein 
Gewerbe betreiben. Das schweizerische Obligationenrecht enthält folgende 
Bestimmungen : 



Ein Oeacbäftaberr haftet für den Schaden, welchen aeine Angestellten 
oder Arbeiter in Ausübung ihrer gesehäfttiehen Verrichtungen verursaclit 
haben, wenn er nicht nachweist, doss er alle erforderliche Soi^falt ange- 
wendet habe, um einen solchen Schaden zu verhüten. 

Diege VerantwortUrhkeit trifft auch Juristische Personen, wenn sie an 
Gewerbe betreihen. 

Art. «4. 

Ueber die Ersatzpflicht für Sehaden, welchen öiTentliche Beamte oder 
Angestellte in Ausübung ihrer amtlichen Verrichtungen verursachen, 
können Bundes- oder Kantonalgesetze abweichende Bestimmungen auf- 
stellen. 

Für gewerbliche Verrichtungen öffentlicher Beamten oder Angestellten 
können jedoch die Bestimmungen dieses Titels durch Kantonalgesetze nicht 
geändert werden. 

Art. 115. 

Ebenso sind juristische Personen, wenn sie ein Gewerbe betreiben, 
verantwortlich für das Verschulden ihrer Vertreter, Angestellten oder 
Arbeiter bei deren geschäftlichen Verrichtungen. 

Die Kommunalisierung einer gewerblichen Thätigkeit wird nun in 
der Regel damit begründet, daas durch sie die einseitige Betonung der 
pekuniären Interessen verhindert werden müsse. In unserer Special- 
Tnaterie wird aber gleich darauf versucht, das Publikum der Willkür 
lörden auszuliefern: anders kann ich die Sache nicht bezeichnen, 
ch sehe, leelche Bestimmungen einfach einseitig dekretiert werden. 
;he ist um ao schlimmer, als ja Gas, Wasser, Elektrizität Dinge 
ie fast jeder braucht und als eine Konkurrenz hier in der Regel 
isteht: die betreffenden Anstalten befinden sich unter dem Schutze 
hatsächlichen Monopols. Auch handelt es sich gegenüber den 
nalen Behörden nicht um den Abschluss eines gewöhnhchen 
;es: denn die Gemeinden legen einfach die Reglemente vor und 
blikum hat keine andere Wahl, als sie anzuerkennen. Darauf 
t wird dann von einem vertraghchen Gesetze (lex contractus) 
hen, — dies ist eine der grössten Rechtsfiktionen, die man sich 
kann. 
: ist bekanntlich nicht ganz einfach, das Rechtsverhältnis genau 
leichnen, welches zwischen den Elektrizitäts-, Gas-, Wasser- 
1 und dem Publikum entsteht; man kann an Kauf, Miete, 
niete, Werkvertrag denken oder die Rechtsfigur des Innominat- 
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Vertrages herbeiziehen *). In der Praxis wird das Rechtsgeschäft als 
eine Miete charakterisiert, und man nennt dann da& vertragliche Äqui- 
valent Mietzins. Häufig wird ein juristisch farbloser Ausdruck gewählt, 
z.B. „Abgabe^ elektrischer Kraft, oder „Abonnement auf Strom" oder 
„Lieferung'' ; es wird auch von einem „Abonnementsvertrag" („contrat 
d'abonnement") gesprochen. 

Das Reglement der Gemeinde La Chaux-de-Fonds (1899) spricht 
vom Verkauf der elektrischen Energie und zwar bezüglich der motorischen 
Kraft sowohl als bezüglich des elektrischen Lichts {vente de l'energie 
electrique destinee k la production de la force motrice ; vente de Tenergie 
electrique destinee k la production de la lumiere). Das Gleiche ist zu 
sagen vom Reglement der Stadt Neuenburg und von St. Imier. Einzelne 
Elektrizitätswerke stellen eine „Abonnements-PoKc^" aus (Neuenburg, 
Romanshorn, St. Imier), allein juristische Konsequenzen werden aus 
dieser Bezeichnung nicht gezogen. 

Mit dem betreffenden Vertrag kann sich auch noch ein Werkvertrag 
verbinden, wenn z. B. ein elektrisches Unternehmen die Leitung bis 
zur Yerwendungsstelle errichtet, — auch hier aber wollen sich die 
elektrischen Werke ein Sonderrecht verschaffen. 

Es giebt Elektrizitätswerke, welche die nötigen Installationen und 
Leitungen liefern, aber ausdrücklich bestimmen, dass sie dafür nur 
eine ganz begrenzte Haftpflicht übernehmen. Ich verweise z. B. auf 
das Reglement der Gemeinde La Chaux-de-Fonds, das in Art. 16 des 
einen (bezüglich der Lieferung der motorischen Kraft) und in Art. 15 



1) Ygl. dazu meinen kleinen Aufsatz: „Die elektrische Stromarbeit und die 
Rechtswissenschaft" in der elektrotechnischen Zeitschrift, Berlin 1898, S. 225 — 237 
(er ist auch in dem Journal telegraphique, XXII, p. 97 — 102, in französischer Sprache 
wiedergegeben worden) und femer meine „privatrechtlichen Studien aus dem Gebiet 
der Elektrizität" in der allgemeinen österreichischen Gerichtszeitung, 1898, S. 193. 
Ferner verweise ich namentlich auch auf H. Blass: „Das Rechtsgut der Elektrizität 
im Civil- und Strafrecht." Diss. Zürich, 1808. Blass entscheidet sich für den Innomi- 
natsvertrag, und er giebt folgende Definition über den ZtdeiHingsvertrag : es ist der 
Vertrag, der den einen Kontrahenten (den Unternehmer, Lieferanten, das Gas-, 
Wasser-, Elektrizitätswerk) verpflichtet, in der zum andern Kontrahenten führenden 
Leitung kontinuierlich das Leitungsobjekt (Elektrizität, Gas, Luft, Wasser) von 
bestimmten Eigenschaften (Intensität, Druck, Reinheit, Leuchtkraft) zum Konsum 
bereit zu behalten und den andern Kontrahenten (Abonnenten, Konsumenten, Ab- 
nehmer) zum vertragsmässigen Konsum berechtigt, wogegen er zur Zahlung eines 
Entgeltes (Zins) verpflichtet ist (S. 56). 









Q (bezuglich der Lieferung des elektrischen Lichts) analog 
bestimmt : 

'adinitiistration garantit pendant la p^riode d'une aiiii4e, ä partir 
mise en marche du moteur, le bon fonctionnement do celui-ci ainsi 
> bieniacture de toutes les installations ex^cutees par eile, dans 
la qu'elle fait reparcr ou remplacer ä ses frais toute piöce qui, 
nt cette periode, serait reconnue dSfoctueuBe ou Tieudrait fk §e briser 
6faut de materiel ou vice de construetion, maJa sans qu'il puiese 
re r^clamS de ce fait auoune autre bonification h titre de dommages 
Ir^ts, cbömages etc. 

eideu Orten hat sich die Gemeinde auch das Eigentumsrecht 
illständigen Zahlung noch speciell vorbehalten. 
ier andern Seite ist dagegen nicht« zu erinnern, dass die 
tswerke eine Verpflichtung des Schadenersataea wegbedingen, 
)re Gewalt vorliegt. Ich möchte dabei nur anempfehlen, die 
glichst duich Beispiele zu präcisieren und z. B. zu sagen, 
lle nicht darunter fallen und ob die Unternehmung nicht zur 
; von Reservemaschinen verpflichtet sei: gerade diese Hülfs- 
nd ja im hohen Grade geeignet, gewisee Irregularitäten des 
n Stromes zweckmässig zu paralysieren und deswegen fehlen 
D Elektrizitätswerken wohl nur ganz selten. 

^r That wird die höhere Gewalt (unter verschiedenen Aue- 
ils liberierend erklärt: 

n Elektrizitätswerk Ölten -Aarburg, das in No. 9 der allge- 
inen Bestimmungen folgendes sagt: 

as Elektrizitätswerk Olten-Aarburg garantiert ein ruhiges gleich- 
es Licht und dessen ununterbrochene Lieferung, Betriebsstörungen, 
Verhinderung nicht in der Macht des Elektrizitätswerkes Olten- 
irg liegt, vorbehalten. 

Elektrizitätswerk Daves (Aktiengesellschaft) im Regulativ 

14. Oktober 1899 in Art. 1 : 
ie Elektrizitätswerke Davos liefern elektrischen Strom für Beleuchtung, 
ng, Kochzwecke, Betrieb elektrischer Motoren, sowie für andere 
jndungsarten, soweit Ei nph äsen - Wechselstrom dafür Verwendung 

ie Gesellschaft sichert den Stromabnehmern ununterbrochene Strom- 
ing zu: vorbehalten bleiben Unterbrüche, die infolge von Natur- 
issen und dergl., hervorgerufen werden, sowie vorübergehende not- 



44 

vendige Auaserbetriebsetzungen einzelner Gebiete des StronmetzeB zur 
Tornahme von Erweiterungen, Umänderungen und Reparaturen. 

Die Stromabnehmer sind in aolchen Fällen nicht berechtigt, Schaden- 
ersatz irgendwelcher Art von der Gesellschaft zu beanspruchen. 

Die kommunalen Behörden lehnen nun aber alle Rechtsfolgen, die 
aus dem privatrechtlichen Rechtsverhältnisse entstehen, rundireg ab und 
sie thun dergleichen, als ob sie vollständig in der Lage tvären, das hier 
massgebende Prioatrecht objektiv neu zu setzen und endgültig zu he- 
- stimmen. Und dieses Voi^ehen hat, wie leicht begreiflich, auch bei den 
privaten elektrischen Werken Nachahmung gefunden ') , die Thatsache 
zeigt kasuistisch, wie wichtig die vorliegende Frage ist. 

Der in der Schweiz bestehende „Rechtezustand" kann folgender- 
maasen zusammengefasst werden: 

1. Es giebt Elektrizitätswerke, die ein für allemal erklären, dass 
sie unier keinen Umständen einen Schadenersatz an den Abonnenten 
bezahlen, wenn aus irgend einem Grunde der Strom nicht geliefert wird. 

In dieser Beziehung ist hinzuweisen auf 
a) die Bedingungen dea Elektrizitätswerkes Luzern (Art. 2) über die 
Stroralieferungen für Motoren (1. Juli 1894): 

Das Werk übernimmt keine Entachädigung für Unterbrechungen 
des Stromes, es gibt nur das Versprechen, die Kontinuität desselben 
nach Möglichkeit zu erreichen. 

bj Das Regulativ des Wasser- und Elektrizitätswerkes Romanshom 
für Abgabe von elektrischem Strom vom 26. Juni 1898 (Art. 15 
bezüglich der elektrischen Beleuchtung und Art. 9 für Klein- 
motoren), das die folgende Bestimmung enthält: 

Das Wasser- und Elektrizitätswerk sorgt für moghchst ununter- 
brochenen Betrieb , übernimmt aber keinerlei Verpßichtungen für 
Schadenersatz bei allfälligen Störungen und Unterbrechungen, 

c) Das Elektrizitätswerk der Stadt St. Gallen, das in seinem Regulativ 
vom 18. April 1896 über die Abgabe von elektrischem Strom an 
Abonnenten in Art. 1 folgendes bestimmt: 

') Es ist allerdiiigs riohtig, daas es nuben den Verträgen, die auf den gedruckten 
Schemata ruhen, auch noch iadisidueü ahg«scblo»»ene Verträge giebt, iadessen sind 
sie wohl auf dem AoiiHterbeetat. Zum Teil rühren sie noch aus einer Zeit her, da 
die jetzt bestehenden Schemata noch nicht zu der heutigen „Entwicklung" gelangt 
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Die Stromabgabe findet nnimterbrochen T^ und Nacfat statt. 
Vorbebalten bleiben Betriebsstörungen, die ein zeitweises Ausschalten 
des ganzen Kabetnetzes oder einzelner Abteilungen desselben nötig 
machen, oder die Vornahme TOn Erweiterungen und Fehierbestinunun- 
gen, die eine vorübergehende, in der Kegel nur auf einzelne Stadt- 
teile beschiänkte Einstellung der Stromabgabc bedingen. 

Wenn immer m&glich sollen Ton solchen Abstellungen die be- 
treffenden Abonnenten einen Tag vorans unterrichtet werdeu. Daa 
Elektriziiätswerk anerkennt keine Entachädigungspßieht für zeiliceiae 
Unterbrechung der Stromabgabe. 

Der Regieningsrat des Kantons Baselstadt erliess anlässlich der 
Eröffnung des Betriebs des staatlichen Elektrizitätswerkes eine 
Verordnung betreffend die Abgabe von Elektrizität (tooi 26. Juli 
1899). Darin wird bestimmt: 

§ 6- 

Die Lieferung von Elektri^eität erfolgt ununterbrooben während der 
ages- und Nachtzeit, mit Ausnahme der Stunden lon 10 ühr vormittags 
IS 2 Ubr nachmittags an den Sonntagen, welche für Revisionen an den 
fenilichen Leitungen und Einriebtungen reserviert werden. Die Abonnen- 
in haben sich jedoch auch uidere zeitweilige Unterbrechungen in der 
uführung der Elektrizität, welche durch höhere Gewalt oder durch 
eparaturen am Werk und an der Leitung oder durch sonstige not^ 
endige Abstellungen (z. B. auch für Meßsungen und Fehlerbestimmungen) 
irursacht werden, ohne Anspruch auf Entschädigung gefallen zu lassen. 
§ 31. 

Die Verwaltung übernimmt weder dem Eigentfimer noch dem Mieter 
ner Liegenschaft gegenüber irgend welche Haftbarkeit für Schädigung 
)n Sachen oder Personen, welche infolge der Einleitung oder des Ge- 
rauchs des elektrischen Stromes in dieser Liegenschaft entstehen. 

, Es gieU einzelne Elektrizitätswerke, welche für alle Fälle, da 
iktrische Strom nicht geliefert wird, nur einen kleinen Abzug am 
fliehe» Äequivalente einräumen, im übrigen aber jede Haftpflicht 
den Schadenersatz ablehnen. 
[ieher gehört 

Das Begu'ntiv der städtischen Licht- Tind Wasserwerke Schaff- 
hausen Tom 16. Juni 1899. 

Art. 10 
Das Wasserwerk hält den Kraftstrom an Werktagen von 6 Uhr 
morgens bis 7 Uhr abends zur Verfügung der Abonnenten, mit Aus- 
nahme der Zeit von 12 — 1 Uhr mittags, der gesetzlichen Feiertage 
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und des 2. Januar. Ausserdem ist das Wasserwerk berechtigt, den 
Betrieb noch an jährlich drei weiteren Werktagen zu unterbrechen, 
wenn dieses zur Vornahme dringlicher Reparaturen oder Veränder- 
ungen an der Kraftanlage als notwendig erscheint. 

Art. 11. 

Bei weiteren Einstellungen der Stromlieferung seitens des Wasser- 
werkes, gleichviel aus welchen Ursachen dieselben veranlasst sein 
mögen, wird für je 10 Stunden Unterbruch, welche in die Zeit 
zwischen 6 Uhr morgens und 12 Uhr mittags, bezw. 1 Uhr mittags 
bis 7 Uhr abends fallen, 1/300 vom Betrage der fixen Eraftmiete 
in Abrechnung gebracht. Zu weiteren Entschädigungen an die 
Abonnenten ist das Wasserwerk nicht verpflichtet. 

b) Das Regulativ des Elektrizitätswerks Kübel (St. Gallen-Herisau) 
vom 1. Dezember 1898 bestimmt in Art. 5: 

Der Abonnent besitzt kein B.echt, irgendwelche Entschädigung 
für allföllige Unterbrechungen zu verlangen, was auch die Ursachen 
der letzteren sein mögen. Dauert eine Unterbrechung jedoch länger 
als fünf auf einander folgende Tage, so tritt eine Reduktion des 
Abonnementsbetrages pro rata temporis ein. 

c) Das Regulativ der Stadt Neuenburg «von 1895 bestimmt in Art. 9: 

En dehors de ces heures (9 — 3 h an Sonn- und Festtagen) l'ad- 
ministration pourra toujours, en cas de necessite, interrompre le 
courant et dans -la mesure du possible eile en previendra les abonnes. 
Si cet arröt depasse cinq jours consecutifs il sera restitue k Tabonne 
sur la taxe mioimale qu' il a ä payer une somme proportionnelle k 
la duree de Tinterruption sans autre indemniti quelconque, 

d) Das Elektrizitätswerk der Stadt Aarau, das in § 23 folgenden 
Satz aufstellt: 

Die Unternehmung ist verpflichtet, nach Möglichkeit dafür zu 
sorgen, dass Betriebsstörungen vermieden- werden und hat solche, 
wenn sie dennoch vorkommen, in kürzester Frist zu beheben. 

Treten Störungen ein, die in einem Falle länger als 24 Stunden 
dauern, so wird den Pauschal-Abonnenten für die betreffende Zeit 
eine entsprechende Keduktion der Abonnementsgebühr gewährt. 

Im übrigen aber sind keine Entschädigungsforderungen zulässig. 

Für Störungen, welche bei einem Abonnenten durch dessen 
eigenes Yerschulden eintreten, wird kein Abzug gewährt. 

e) Das Reglement der Gemeinde St. Inder für die Lieferung 
elektrischen Lichts vom 16. April 1895 bestimmt unter dem 
Titel I. Stromlieferung (livraison du courant): 
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La Commune a, en oatre, le droit d'interrompre la distribution 
du courant electrique ausai longtempa qoe son usiue ölectrique n'est 
pas alimfentSe par le courant altematif foumi par la Sooi6te des forces 
electriquea de la Goule, Toute Interruption du Service municipal 
provenant de ce chef sera conaid^r^ comme cas de force majeure. 

8i les iuterruptions du aervioe regulier depasaent 100 beures 
dana une ann6e, l'abonnS a droit k une indemnit6 proportionnelle 
au prix de son aboimemeiit et ü la dur6e de I'interruption. Lea 
interruptions quotidiennes räguli^res, de mdme dar4e que Celles du 
r^aeau de la (Joule, n'entrent paa dans le calcul de ces 100 beurea 
d'mtermption. 

Toutefois, les abonn^s payant l'6clairage electrique d'apr^ les 
indicationa d'un compteur, n'ont droit k aucune lndemnif4. En outre, 
si l'intermption du Service de Tabonnä provient d'une faute de celui-ci, 
il n'a droit ä aucuse indeTnnit4. 

La Commune de Saint-Imier d^cliue toutes autres respoBsabilit4s, 
Vahonni ne pouvant en aticun eas prStendre ä des dommagea-intiritB. 

Das Reglement der Gemeinde La Cliaux-de-Fonda von 1899 
bestimmt in Art. 3 bezüglich der Beschaffung der elektriaoheD 
Kraft zu Motorenzwecken: 

En tant que aa dur^e ne d^passe pas cinq joura cona^cutifa, 
l'interruption de la foumiture du courant Electrique quelle que soit 
la cause, ne donne droit k l'abonn^ d aucune indemnitS. 

Loraque l'iuterruption depaaae cinq joura consEcutifs, qu'elle 
n'est pas due k l'abonn^ ou k ses iustallations et que celui-ci p^e 
une taxe minimum, l'adminiatration lui tient compte du temps perdu 
dans ce aens qu'elle lui rembourse le montant de la taxe minimum 
correspondant k la duree de 1 'Interruption du serrlce, mais eile ne 
lui paic aucune indemnitS quelconque pour dommages et int^rdts, 
pertes, cbömagea etc. 

Und in dem Reglement über die Lieferung elektrischen 
Lichts von 1899 wird bestimmt: 
Art. 2. 
L'adminiatration a le droit d'interrompre le courant Electrique: 

a) dana le cas de force majeure, 

b) lorsque les beaoina du aervice Texigent. 

Elle prend l'engagement de limiter le nombre et la dur4e de 
cea arr^ts au strict n6cessaire et d'en pr^venir lea abonn^s chaque 
fois qu'il eat posaible de lea pr^voir. 
Art. 3. 

L'intermption de la foumiture du courant Electrique, qu'elle 
qu'en soit la cause, ne donne droit k l'abonn4 ä aucune indemnUi. 
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g) Die von der Stadt Genf (Service d'eclairage electrique) aufge- 
stellten Bedingungen (Conditions pour la foumiture de l'eclairage 
electrique, arrete du Conseil administratif en date du 6 novembre 
1896) lauten unter dem Titel ^ Interruptions " folgendermassen : 

Art. 10. L'engagement du Conseil Administratif n'est consenti 
qu'ä titre precaire, il ne peut, en cons6quehce, en r^sulter aucun 
droit ä une riclamation quelconque ou ä des dommages-int^rStSf dans 
le cas oü une r^duction dans la quantite d^6nergie Electrique foumie 
ou m^me une suppression totale, serait decidee. L^Administration 
ne pourra toutefois se pr^valoir de cette reserve qu'en avertissant 
par lettre six mois avant la fin de Tannee courante. 

Les abonn6s ne pourront r6clamer aucune indemnit6 pour les 
interruptions momentan^es, soit du chomage des machines d'exploitation, 
seit de toutes autres causes analogues et notamment de Celles de 
force majeure. Pour les abonn6s ä forfait, il sera tenu compte en 
deduction du prix de Pabonnement, de tout le temps d'interruption 
du Service qui excederait huit jours consecutifs k dater du jour oü 
la reclamation aura ete inscrite au bureau du service. 

hj Das Reglement des Elektrizitätswerkes der Stadt Zürich von 
1894/1896 bestimmt in Art. 1 folgendes: 

Das Elektrizitätswerk der Stadt Zürich giebt für Beleuchtung 
und für andere Zwecke auf Grund nachstehender Bestimmungen 
elektrischen Strom ab, und zwar ununterbrochen während der Tages- 
und Nachtstunden, mit Ausnahme der Stunden von 9 bis 12 Uhr 
am Sonntag Vormittag, welche für Ke Visionen verwendet werden. 

Vorbehalten bleiben Betriebsstörungen sowie Ausschaltungen ein- 
zelner Gebiete zur Vornahme von Erweiterungsarbeiten u. dgl., welche 
jedoch thunlichst beschränkt und den Abnehmern, wenn möglich, 24 
Stunden vorher angezeigt werden. Sollte eine derartige Unterbrech- 
ung mehr als zwei Tage andauern, so wird denjenigen Abnehmern, 
welchen die Stromabgabe mit einer Pauschalsumme berechnet wird, 
letztere im Verhältnisse der ausgefallenen Tage reduziert. Im Übrigen 
können keine Entschädigungsforderungen gestellt werden. 

Die Stromabgabe bleibt, besondere Fälle vorbehalten, im all- 
gemeinen auf das Gebiet des jeweilen verlegten Kabelnetzes beschränkt. 

Ganz gleich lautet das Reglement des Elektrizitätswerks der 
Einwohnergemeinde Solotlmrn vom 6. April 1895 (Art. 1), des 
Elektrizitätswerks Rathausen vom 2. April 1895 (Art. 1). 

i) Die Gesellschaft Wasserwerke Zug enthält in ihrem Reglement 
vom 30. Dezember 1895 folgende Bestimmung (No. 7): 



Es kann keine Entschädigung beanaprucht werden, wenn durch 
Reparaturen an der öfEentUchen Leitung oder durch liöbiire Gewalt 
eine zeitweilige Einstellung oder Verminderung der Stromabgabe 
eintreten sollte. Bei Betriebsstörungen, die über drei Tage dauern, 
tritt für Abonnenten, welche nach Tarif B bezahlen (d. h. bei 
Abonnements olme Zähler), eine verhältniam&saige Reduktion des 
Strotminses ein. 

Das Regulativ des Elektrizitätswerks an der Sihl in Wädensweil 

für die Abgabe von elektriaehem Strom (1. April 1897). Es 

bestimmt: 

Das Sihlwerk sorgt für möglichst rasche Behebung altlUUiger 
Betriebsstörungen ; der Konsument hat bei solchen keinen Anspruch 
auf Entschädigung, sofern die Unterbrechung höchstens zwd auf- 
einanderfolgende Tage oder höchstens fünf Tage im ganzen Jahr 
ausmacht; bei Überschreitung dieser Zeiten leistet das Sihlwerk an 
diejenigen Abnehmer, welchen der Strom nach Pauschalsumme be- 
rechnet wird, eine Rückvergütung im Verhältnis der ausgefallenen 
Tage. Im übrigen kann der Abonnent keine Entschädigungsforde- 
rungen stellen. 
I Das Regulativ für die Abgabe von elektrischem Strom durch das 

Elektrizitätswerk Eirehuster vom 4. April 1897 bestimmt in 

Art. 7 folgendes: 

Wird infolge von Naturereignissen, Feuerausbruch oder mechanischen 
itörungen die Stromlieferung für Licht und Kraft verunmögticht, so hört 
ie Verpflichtung dazu bis zur Beseitigung der Störung auf. Einen Än- 
prut^k auf Entschädigung JuU der Abonnent nicht, dagegen findet bei 
lehr als drei Tagen TJnterbmch eine der ausgefallenen Zeitdauer ent- 
prechende Reduktion des Licht- und Kraftzinses statt. 

■. Es giebt sogar kommunale Verwaltungen, die sich das Recht 
ieren, über die Interpretation des Regulativs endgültig zU ent- 
en. Hierher gehört 

das Regulativ des Elektrizitätswerks der Stadt 8t. Gallen vom 
18. April 1896, das in Art, 15 folgendes bestimmt: 

Streitigkeiten über Auslegung gegenwärtigen Regulativs oder 

Beschwerden wegen Stromentzuges hat die geineinderätliche Kommission 

für die Gas-, "Wasser- und Elektrizitätswerke, in letzter Instanz der 

Gemnnderat zu entscheiden. 

Das Reglement der Wasserwerke Zug enthält in No. 10 folgende 

Bestimmung : 
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Die A.bgabo und Zuleitung tod Strom an Nichtabonnonten und auf 
Liegenschaften Dritter ist strengstens untersagt und es hat die Ver- 
letzung dieser Beatimmung die Bezahlung einer vom Vefwaltungiinite 
zu bestimmenden Enschädigung und im Wiederholungsfälle die Biii- 
stellung der Stroraabgabe, sowie Straf klage bei deu kompetenten 
Behörden betreffend Betrug oder Entwendung zur Folge. 

Das Reglemeat der Gemeiüde St. Imier bestimmt (VI. Entretien 
des iltstallationa, reclamationB et reviBion): 

En cas de oonstatation d'un ohangemeut apport4 qui pourrait 

causer un pr6judice k ta Commune, celle-vi peut annulier la poliee 

d'abonnement, toute actioa civile rSserv4e, s'il y a Ueu. 
ueh sonat massea sich einzelne Elektrizitätswerke weitgehende 

an. In dieser Beziehung ist auf das Regulativ des Wasser- 
ilektrizitätswerkes Romaasliorn zu vorweisen, das in Art. 5 
mt: * 

Eine Rückvergütung des vorausbezahlten Mietzinses kann nur in 
isonderen Fallen (Todesfall, Qeschäftscin Stellung, Wegzug, Brand) und 
ir dann erfolgen, wenn der Stromverbrauch mehr als drei Monate ein- 
«tellt war. Ueber das Mass der Bückvergütung entscheidet die Kommission. 

aB Regulativ des Elektrizitätswerkes Kübel sagt in Art, 19: 

Eine Rückvergütung des bezahlten Mietzinses kann nur in besondern 
illen (Todesfall, Geschäftseinstellung, Weggang, Brand) und nur dann 
folgen, wenn der Stromverbrauch mehr als drei Monate eingestellt 
vt. Ueber die Höhe der Vergütung entscheidet endgültig die Direktion 
■a Eldctrizitälaaerkes. 

as Regulativ des Wasser- und Elektrizitätswerkes Romanshorn 
nt (A Art. 14) folgendes: 

Bei Verkauf von Liegenschaften haften der abtretende und der neue 
»itzer für die Lmehaltung des Abonnementsvertrages. 

te Elektrizitätswerke Davos Aktiengesellschaft bestimmen im 
,tiv vom 14. Oktober 1899 folgendes: 
Art. 16. 
Die Stromabnehmer dürfen oline Mitteilung an die Direktion der 

lektrizitäts werke und deren Genehmigung keine Änderungen an ihren 
istall ationen ausführen lassen. 

Behufs Kontrolle ist den Beauftragten der Elektrizitätswerke der 
itritt zu den Installationen jederzeit zu gestatten. 

DieHauptsicherungendürfennur vondenBeauftragtenderElcktrizitäts- 
isrkü bedient werden. Dei' Gcsc^llscluifl: allein stellt auch das Reckt zu, 
e Stromzufubr al>zusc1meiden bczw. hei-zuistelien. 
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Art. 17. 

Übertretimgen des Art. 16 werden mit Fr, 20.— fiir j 

Fall gebüsst. Bei Strom defraudation erfolgt Ueberweisung 

lichter, eventuell auch Stromentzug. 

Das geschilderte Vorgehen der kommunalen und priva 

'swerke ist um so überrasehender , als die letztem e. 

rgfalt darauf verwenden, ihren Kontrahenten gegenübet 

obachtung des Privatrechts (jus atrictum) zu verlangen a 

fzulegen. Die daraus entstehende Beleuchtung der I 

ider Teile wirkt deswegen um so drastischer. Auf de 

len wir das Bestreben, sich vom Privatrechte loszulösi 

r andern Seite dasjenige, die ganze Aktionakraft des 

r Entfaltung zu bringen. Diese Thataache möchte ic 

einigen juristischen Bildern, die ich sammelte, hier vor 

1. Das Publikum wird für schädigende Handlungen i 
'clärt : 

a) gegenüber der Gesellschaft. 

Das Reglement der Wasserwerke Zug bestimmt in N 

Der Abonnent haftet gegenüber der Gesellschaft Tür 

welcher der letztem durch Nichtbeachtung der Vorschi 

b) gegenüher der Gesellschaft und gegenuher Dritter 
Beziehung statuiert die Stadt Genf in Art. 8 : 

L'abonn4 est responsable de toute modificaüon ö 
apport6 h. son Installation .... Les abonn^s sont 
responaables envera les tiers des dommages auxquels . 
on I'existence de leur concessjon pourrait donner li« 
puisse r^sulter des dits r^glements aucune modification 
de SOS engagements envers la Yille. 

2. Bei Zahlungssäumnis wird kurzer IVozess gemaci 
iche Leitung wird abgedreht (und eventuell auch dii 
Isserleitung !). 

Besonders charakteristisch ist hier das Reglement des 
rkes der Stadt Zürich fiir die Abgabe von elektrischem Str 
) in Art. 12 beatimmt; 

Im Falle von Stromdefraudation, sowie bei Znwiderha 
Bestimmungen des Art. It, insbesondere bei eigenmä«htigei 
an den Anlagen, bei Zutritts vor Weigerung, oder wenn die innoi 
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A^a Anforderungen des BeguIativH nicht mehr gen 
forderung nicht in stand gestellt wird, sowie bei a 
steht dem Elektrizitätswerke nach vorgängiger An; 

schriebenen Brief das Recht des Strömen tzuges ohne 
des AbDebmers zu. 

Überdies kann bei sautnaeliger Zahlung auch 
Wasser für Triebkraft und von Gas ohne Entsfhädigw. 
des Abonnenten gesperrt werden. 

Strom defraudation zieht zudem ÜberweJHung dei 
menten, aowie des betreffenden Installateurs an den Sti 

Auf Art, 40 döB <iasroglements gt^stiitzt hat d 
Zürich einem Niedergelassenen die (Jasleitung für ( 
die Werkstätte (3. Juni 1898) abgeschnitten, weil er vi 
Stadt Zürich Inatal lationsmaterial im Betrage von 
bezogen und trotz Mahnungen nicht bezaldt halte, 
dem Gaswerke durch Art, 40 nicht eingeräumt und 
ist denn auch Jiir den von Juni bis Oktober 1898 eilig 
zu einer SchadeneraatzpHicht yon 1000 Fr. verurtei 
deB Bezirksgerichtes Zürich vom 27, Oktober 1899 
Angelegenheit ist ein neues Iteglement für die Abgt 
28, Oktober 1899 angenommen worden, das in Art. 2' 
gefaast ist: 

Bei Zuwiderhandlung gegen Bestimmungen di 
insbesondere bei eigenmächtigen Änderimgen an < 
Zutrittsverweigerung, oder wenn die innere Einrichtung 
des Reglementes nicht mehr genügt und auf Auft'ord 
stand gestellt wird, sowie bei saumseliger Zahlung sl 
nach vorgängiger Anzeige durch eingeschriebenen Bi 
Q-asentzuges ohne Entschädigungspflicht zu. 

Das Gaswerk ist atwk nicht verpflichtet^ in ein Gr 
gehen, von welchem Guthaben für /iuleihingen, innere 
Beparaturen ausstehen. 

Überdies kann Personen, an welche die Stadt G 
iieferung oder Gaseinrichtungen hat, die Zuleitung von 
und die Abgabe von Wasser für gewerbliche Zwccki 
verweigert werden, '), 

'l Art. 1 des citierten Reglements enthält folgtnde Bestim] 

Art. I. Das Gaswerk der Stadt Zürich liefert auf* 

Beatimmungen während der Tages- und Nachtstunden 

zur Beleuchtung (Leuchtgas) sowie Ons zu lephni«eh< 

Heiz-, Motorengaa u. s. w.). 
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leglement des Wasaeiwerkes Zug enthält in No. 9 folgende 

'S- 

<i Verkauf von Grundstücken (resp. bei Wohnungswechsel) haftet 
treffende Besitzer (reap. Mieter) für Innehalten den Abonnements- 
;es so langp fort, liis die Übertragung des letzern auf den neuen 
■r (reap. Mieter) stattgefunden hat. 

"Jo. 8 sagt: 

lumiyeii Zahlern kann auf Bfschluss den Verwaltungsrafes die 
mg abgetrennt «■erden. 

ülektrizitätswerk Olten-Aarburg bestimmt in No. 10: 
ilk ein Abonnent sich im Verzuge mit der vertragsmässigen Zahlung 
Jt, oder falls er sich \ortragfl widrige Handlungen zu Schulden kommen 
HO ist das Elektrizitätswerk Olten-Aarburg berechtigt, sofort und 
forherigen richterlichen Entscheid die Lieferung von elektrischem 
einzustellen. 

Reglement der Gemeinde 8t, Imier bestimmt in Art, VII 
111 de ia lumiere eiectrique): 

ts installations d'un abonn6 peuvent Stre eoup^es du rßseau d'ali- 
äon dans lea cas suivants, sans que le consommateur puissc ^lover 
ndre rMamation; dfitoumement frauduleux du courant, modification 
itorisee des installationK interienres, retard ou refus du patement des 
refus de faire remettro en 6tat des installations interieurea, jugees 
leuses et ne repondant plus aux conditions r^glementaires. 
autorite judiciaire compfetente peut ötre nantie du cas de detoume- 
frauduleujt du courant. 

! der Bedingungen des Elektrizitätswerks Lnzern bestimmt: 
^r Strom kann denjenigen, welche in der Behandlung des Motors, 
ers aber bei der In- und Aus^ergangsetzung desselben, oberflächlich 
lorglos voi'gehen und dadurch den Betrieb des Werkes störend 
ussen, ohne Entschädigung entzogen werden. 
eglement der Gemeinde Locie von 1897 wird bestimmt: 
abonne est seul responsable de foin les dommages, y compris les 
causes par ta foudre, pouvant survenir dans ses installations et 
a cause ne peut 6tre imput^e k rAdministration. 

Vorbehalteo bleiben Betriebsstörungen, Reparaturen, Erttellung neuer 
ichlÜKSe, Erweiterungsbauten u dgl, Yorauegesehene htörungun sollen 
Abonnenten 24 Stunden vorher ange?eigt werden Entschädigung für 
irtige odei durch liohere Gewalt herbeigeführte l'nterb rechungen m dci 
labgabe ist nicht zu leisten. 
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Bei der Würdigung dieser Lervurgehobenen Eracheim 
folgendes zu erwägen, 

Umicei/elkaft ist der Einzelne gegenüber den Elekt 
in einer fast hülflosen Lage: er kann die Bestimmungen 
mit ihnen nicht diskutieren '). Und so entstellt auf die 
eine ähnliche Beclitssituation wie bei den Eisenbahnen, . 
Versicherungsgesellschaften, Die Freiheit der twrtragltci 
ist in That und Wahrheit eine Unfreiheit und die Gesel: 
hier eine neutrale Station aufrichten, die für die richtige 1 
Rechte und Fßickten sorgt. Es ist aucli überaus charakti 
z. B, in England (woselbst eben der Privatbetrieb bestellt) 
Konventionalstrafen existieren: 

!• für fehlerhafte Lieferung, 

2, für vertragswidriges Handeln der Abnehmer. 

Es ist völlig naiv zu glauben, dasa ein staatlicher o( 
Betrieb an sich schon eine genügende (Jarantie für das Pi 

Durch den ganzen Verstaatlicliungs- und Voratadtlii 
wird in meinen Äugen das elektrische Privatrecht sehr 
fahrdet und es ist beizeiten eine Art civilistischer Schutz 
aufzurichten, dass an Stelle der normalen Haftpflichtaätze des Civil- 
rechts völlig ausnahmsweise Bestimmungen gesetzt werden, welche aus- 
schliesslich auf der einseitigen Betonung der Interessen der einen Partei 
ruhen. Jene Schutzwehr kann nur darin bestehen: 

1, dass die Vertragsfreiheit eingeschränkt wird") 

oder 

2. dass die normalen Verpflichtungen der Städte und Gemeinden 
(sowie der privaten Elektrizitätswerke) genau und absolut um- 

') Auch BIbbs hat diesen wunden Punkt des modernen Lebens schon berührt 
indem er S. 79 seiner Sthrift zutreffend ausführt, dass es sich beim Äbsehl ss der 
flZuleitungs vertrüge" nicht um eine Willeneeinigung der beiden Parteie haidl 
sondern nur um Annahme der regelmüBsig gedruckt vorliegenden Bedingungei der 
Unternehmer seitens der Abnehmer. 

^ Blass a. a. 0. S. 80. 

^) Be entgeht mir nicht, dass schon naeh dem beafehenden Biindesprivatrechte 
die Haftung fiir rechtswidrige Absicht und grobe Fahrlässigkeit nicht wegbedungen 
werden kann und dasa speeiell bei „obrigkeitlich konzessionierten Oewerbeii" der 
Richter befugt ist, nach „billifrem Ermessen" ein zum voraus erklärter Verzicht auf 
Haftung für leicht«» Verschulden als nichtig zu erklfiren (Art. 114 Obl.-R.). 



ihrieben werden und dass sie dann zum zwingenden ] 
rhoben werden. 

fde die in Handel und Wandel zu geltende Ethik ist es, 
tulate dringend aufstellen muss. l>ie von mir zusamr 
Silder aus dem elektrischen Rechtsleben weisen , wi 
laclidrücklich darauf hin, sie auch ernsthaft zu befriedij 
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